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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des zweiten

allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Neunte Sitzung.
Oldenburg , den 26 . November 1849 , Vormittags 10 Uhr.

Gegenstände : Eingänge. Art. 5. und Art. 13 -— 16. des Ablösungsgeschcs.

Vorsitz : Präsident Kitz;

L̂ er Präsident erklärt ' / „ I I Uhr die Sitzung für eröffnet ; der
Schriftführer El außen  verliest daS Protvkvll der vorigen
Sitzung , und da keine Erinnerungen dagegen gemacht werden,
erklärt der Präsident es für genehmigt.

Präsident : Eingegangen sind:
1) Ein Gesuch der Bauerschaft Bokel , im Kirchspiel

Apen , dal ' in gerichtet , daß der in dem Gesuch gedachte
Rest der Gemeinheit nunmehr baldigst dem Betheilig-
ten nach den übliche « Regeln ertheilt werde ; ferner

2 ) Ein Gesuch vieler Eingesessenen zu Damme , betref¬
fend die Ehaufsirung der Wegstrecke von Vechta über
Visbeck nach Wildes ! arften.

Beide Gesuche gehören nicht zur Competenz des allge¬
meinen Landtags , sondern sind ;ür den Provinziallandtag zu¬
rückzulegen.

3 ) Eine Eingabe von 212 Bürgern und Einwohnern
der Stadt Eutin , dabin gerichtet , der Bauhof bei Eu¬
tin möge nicht als Krongut ausgeschieden werden.

Dieses Gesuch geht an den Ausschuß zur Berichterstat¬
tung über die Ausscheidung des Kronguts.

Wir gehen zur Tagesordnung über , zur Fortsetzung
der Berathung über den Entwurf des Ablösungs¬
gesetzes.  Wir haben in der letzten Sitzung den Art . 5.
des Gesetzes zur weitern Berichterstattung des Ausschusses
zurückgesetzt ; ich dürste wohl den Herrn Berichterstatter ersu¬
che», hierüber den weitern Bericht zu geben.

Abg . Wibrl I . Ich bin beauftragt , mündlich Bericht
zu erstatten , daß der Ausschuß einstimmig der Ansicht ist, der
Art . 5 . solle und dürfe in keiner Weise irgend eine feste Be¬
stimmung im Voraus dafür enthalten , ob etwas abgelöst wer¬
den soll nach dem künftigen Gesetz , oder ob auf anderm Wege
die Ordnung vvrgenommen werden soll . Dies sei nun in der

0 .

bisherigen Fassung nicht deutlich ausgesprochen , und deßhalb
beantragt der Ausschuß , Sie wollen eine Aenderung dahin
annehmen , daß in der ersten Zeile hinter den Worten : " Ueber
die " gesetzt werde : „ Ablösbarkeit und die " , und in der drit¬
ten Zeile , hinter dem Worte " Wcideberechtigung " gesetzt werde:
„in Forsten und sonst " , so daß der Artikel lauten würde:
„Ueber die Ablösbarkeit und Ablösung der folgenden Berech¬
tigungen wird die Gesetzgebung besonders bestimmen : 1 . Die
Weidebcrechtigung in Forsten und sonst " . DaS Letztere wurde
namentlich wünschenswerth gefunden , weil sonst Mißverständ¬
nisse entstehen könnten über Bcweidung der SkaatSforstcn.

Abg . v . Thüncn : Wir baden in unserer Abtheilung über
diesen Absatz auch gesprochen , und sind zu demselben gekom¬
men , was der Ausschuß vvrgeschlagen hat ; wir haben auch
den ersten Satz ganz eben so. In Bezug auf den zweiten
Satz schlagen wir vor , zu sagen unter „ 1 . die Weideberech-
ligung in den Forsten und überhaupt auf fremden Grund
und Boden , so wie das Recht zum Plaggenhieb ." Es ist hier
ebenfalls weggelassen , bas Recht zur Nachhut , weil dies et¬
was Unbestimmtes ist, und weil die allgemeine Hut - Berechti¬
gung scheinbar nicht hierunter begriffen werden würde . Es
giebt aber eine Vorhut , eine Brachbut , eine Stoppelhut u . s. w.
und wo eine Vorhut ist, ist in der Regel auch eine Nachyut,
deshalb würde die allgemeine Nennung von Weidcberechli-
gung auf fremden Grund und Boden hier vorzuziehen sein.
Was die Weideberechtigung in Forsten betrifft , so scheint cs
wohl , daß wir Alle darin einverstanden sind , daß diese nicht
unter daS Aolösungsgesetz fallen soll . Uebcrhaupt sind diese
Berechtigungen ganz andrer Natur , ganz anderer Art , sie kön¬
nen nicht durch Geld abgelöst werden , sondern müssen in dm
meisten Fällen in Grund und Boden abgelöst werden . Würde
dies jetzt nicht ausgedrückt , so würde man später sagen kön-
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men , das Ai lösungSgesetz finde auch auf diese Verhä ' tniffe eine
Anwendung.

Es muß daher die Ablösbarkeit durch ein besonderes Ge¬
setz bestimmt werden , und daS ist auch der Zweck , den die Pe¬
tition der Bockhorner hat.

Es sind Liese Weideberechtigungen von großem Um¬
fange auch in andern Landestheilen , namentlich in dem Bock¬
holz , dem Fresenholz , dem Hollhauflr Holz und dem Breiten-
bruch sollen von mehreren Dorfschasten , wie ich höre , gegen¬
wärtig an die 2000 Stück Vieh in den Holzungen geweidet
werden . Wenn dies zu Geld abgelöst werden soll , so kann
es kommen , daß die dortigen Einwohner in die übelste Lage
kommen . Ich habe dies schon im vorigen Jahre wegen einer
Petition der Weide - Berechtigten im Haßbruch gesagt , wo die
Weide immer mehr verringert und das Recht der Weidebe¬
rechtigten immer mehr beschränkt wird . In dem Goldenste-
der Holz gehört den Voll - und Halb -Erben das Holz und
die kleinen Leute haben darin die Weidcberechtigung . Solche
Verhältnisse kommen also auch in Privatholzungen vor . Wir
bedürfen also auch einer besonderen Gesetzgebung , welche für
alle diese Verhältnisse paßt , und ich meine , der von mir ge¬
stellte Antrag würde die Sache erledigen.

Präsident : Ter Antrag ist , was die Eingangsworte
über Ablösbarkeit und Ablösung betrifft , übereinstimmend mit
mit dem Ausschußantrage.

Unter 1 . soll cs heißen:
„Die Weidebercchti 'gung in den Forsten und überhaupt
auf fremden Grund und Boden , so wie das Recht zum
Plaggenhieb . "

Die Unterstützungsfrage würde nicht zu stellen sein , in¬
dem schon mehr als sechs Mitglieder

(Crone , Püschelberger , Sprenger , Strodthoff,
Zurborg , Bothe , Nicberding  I .)

den Antrag unterzeichnet haben.
Abg . Pancratz : Hinsichtlich der Berechtigung zum

Plaggenhieb habe ich noch etwas zu bemerken . Es ist hier¬
nach sicher , Laß die Ablösung der Berechtigung zum Plaggen¬
hieb diesem Gesetze nicht unterworfen werden solle.

In unserm Kreis Vechta wird der Plaggenhicb nach den
Bestimmungen einer alten Markenconvention schon seit länge¬
rer Zeit in vorkommenden Fällen abgelöst . Es soll also nicht
gesagt werden , daß kiele Ablösung nicht in der bisherigen
Weise fortgeführt werden kann , dadurch , daß man sagt , über
die Ablösbarkeit und Ablösung soll erst Las Nähere bestimmt
werden . Ich für meine Person bin darüber nicht zweifelhaft,
ich glaube aber , daß es gut ist, wenn das bemerkt wird , und
wenn die Versammlung stillschweigend genehmigt , daß diese
Ablösung bei uns fortgehen kann , ohne ein künftiges Gesetz
zu erwarten.

Abg . v . Finckh : Ich will mir nur die Frage an Len
Abg . Pancratz  erlauben , ob diese bisherige Ablösung le¬
diglich in der Hand des Verpflichteten liegt . Denn sonst
würde ein Widerspruch mit dem Beschlüsse zum Art . 2 . her¬
auskommen.

Abg . Pancratz : Es ist bei uns keine ausdrückliche Be¬
stimmung , daß bloß der Verpflichiete berechtigt ist , die Ablö¬
sung zu verlangen . Es kömmt solche Ablösung in der Regel
bei Markentheilungen vor,  wo die zur Theilung stehenden,
deren Plaggenhieb - Berecbtigung ganz oder theilweise unterwor¬
fene Mark von solcher Berechtigung befreit werden muß , um
getkeilt werden zu können . Ich glaube nicht , daß Differenzen
entstehen werden , wenn es hier überall fest besteht , daß wie bisher
abgelöset werden kann , ohne daß bestimmt zu werden braucht,
ob der Berechtigte oder der Verpflichtete hier darauf antragen
kann.

Abg . Püschelberger : Ich wollte nur dem , was hier
Herr Pancratz  gesagt hat , beistimmen . Daß nämlich die
jetzt in der Theilung begriffenen Grundstücke nicht dicserhalb
in der Theilung aufgehalten werden , daß namentlich auch
die Weide nicht für unablösbar erklärt wird , bis das Gesetz
darüber nähere Bestimmungen trifft , weil das sonst sehr stö¬
rend für das Ganze sein würde.

Abg . Strackerjan . Ich glaube das Bedenken des Abg.
Pancratz  und auch die , welche in der vorigen Sitzung von
dem Abg . Dannenberg  angeregt worden sind , ließen sich
am leichtesten beseitigen , wenn man für den Eingang des
Artikels die Fassung annimmt:

„Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine An¬
wendung auf :"

Dadurch würde eben gesagt , daß überall , namentlich auch
für Las Recht zum Plaggenhieb , das Bisherige bestehen blei¬
ben solle.

Präsident : Der Antrag geht dahin , es sei im Ein¬
gänge zu setzen:

Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine An¬
wendung aus

1 . wie v . THünen  beantragt,
2 . wie der Ausschuß tu antragt.

Ist dieser Antrag unterstützt?
Hinreichend unterstützt wird.
Abg . Nicberding I . : Ich wollte nur bemerken , was

der Abg . Pancratz  wegen Plaggenhiebes gesagt hat , auch
auf die Weidegerechtigkeit Bezug hat , die bei Markentheilun-
gen durch Entschädigung aufgehoben wird.

Auch diese Ablösung muß bei Thcilungen , die jetzt noch
im Gange find , ferner Statt finden,

Abg . v . Thune » : Ich meine , dies sind andere Fälle,,
als wofür das Adlösungsgesetz beabsichtigt wird . Es sind>
gesetzliche Theilungen , und wo eben der Berechtigte an Grund
und Boden schon abgefunden wird , wird nicht nach diesem,
Gesetze abgelöst , sondern die Berechtigten werden mit Grund
und Boden abgefunden , und wenn das ist , so wird meines
Erachtens dabei das Adlösungsgesetz gar nicht zutreffen.

Zn dem Anträge des Abg . Strackerjan  ist , nicht aus¬
gedrückt , daß hierüber ein Gesetz erfolgen solle . Ich halte
dies für sehr nvthwendig , und dieses Gesetz wird sich nicht
so lange warten lassen . Ich wünsche also , daß ausgedrückt
werde , daß ein besonderes Gesetz hierüber erlassen werden
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solle. Denn diese Verhältnisse, wie sie jetzt bestehen, nament¬
lich mit den Widerberechtigungen in den Forsten und auf
den Wiesen und Feldern, sind Zustände, die gar nicht so fort
bestehen dürfen, weil dadurch ein steter Kampf zwischen den
Berechtigten und den Verpflichteten, zwischen der Forstwirth-
schaft und der höheren Bodenkultur dauernd erhalten wird,
und es ist höchst wünschenswerth in Hinsicht der Landcul-
tur , daß bald ein Gesetz erfolgen möge, und ich wünschte,
daß dies ausgedrückt werde.

Abg. Dannenberg : Ich glaube doch, daß es nicht
nöthig ist, hier die Verheißung eines Ablösungsgesetzes aus-
usprechen, und über die Ablösbarkeit etwas zu bestimmen.

Was der Abg. v. THünen  angeführt hat, daß die Verhält¬
nisse einer Regulirung bedürfen, weil sie jetzt in einer solchen
Gestalt sich befinden, daß es sowohl den Weideberechtigten
nicht ganz zu Gute komme, andrerseits auch den Forsten
größere Nachtheile, als nöthig sei, zufüge, so wäre das kein
Gesetz über die Ablösbarkeit, sondern eben nur ein Gesetz,
welches diese Verhältnisse zu reguliren hat. Ich meine, wir
brauchen darüber hier nichts zu verheißen und müssen hier
bloß sagen, wie man beantragt hat, „die Bestimmungen des
Gesetzes finden keine Anwendung" , damit auf keine Weise
für Verhältnisse prajudicüt wird , die wir gegenwärtig gar
nicht übersehen können.

Abg. Wibel I. : Als Berichterstatter darf ich mir daS
letzte Wort erbitten, zu bemerken, daß ich es nicht zweckmäßig
finden kann , dem Abg. Strackerjan  beizupflichten , daß
wir uns mit einem bleßen, kalten, nackten Nein begnügen; das
wäre es, wenn wir sagten: diese Fälle fallen nicht unter das
Gesetz. Meine Herren , das Land Oldenburg lebt lange Jahre
schon von Hoffnungen; lassen Sie es von diesen Hoffnungen wenig¬
stens etwas auf dem Papiere sehen. Sprechen wir es aus : das
fällt nicht un :er das Gesetz, — traurig und trostlos werden
diejenigen, die auch hier hofften, Hülfe zu erhalten, ihren
Blick vom Gesetz abivenden. Ich verkenne nicht, daß es keine
Bedeutung hat, im Ablösungsgesctz zu sagen, was auch noch
regulirt werden soll durch ein anderes Gesetz; wenn aber die
Slaatsregierung ihre Zustimmung zu diesem Paragraphen
erklärt, wie wir ihn gefaßt haben, so haben wir die Verhei¬
ßung , daß der Entwurf zu dem anderen Gesetze vorgclegt
werden soll, erfolgt er nicht, so haben wir das Recht
der Initiative , und wir werden es nicht unbenutzt lassen.
Denn wie dringend das Bedürfniß eines Gesetzes hierüber
ist, hat der Abg. v. Thünen  an vielen Beispielen ausein¬
ander gesetzt. Was im übrigen die Anträge betrifft, so ist
es gleichgültig, ob Sie den des Ausschusses, oder den des
Abg. v. Thünen  annehmen ; denn der Letztere scheint mir
noch der Ausführlichste und Bestimmteste zu sein, lieber die
Petitionen werde ich mir vielleicht nach dem Beschlüsse das
Wort erbitten dürfen.

Abg. Bargmann : Ich bin für den Antrag des Abg.
Strackerjan.  Was ablösbar ist, das ist zum Art. 59. H.
4 . des Staatsgrundgesctzes bestimmt; ich sehe nicht ein, was
Verheißungen nützen, und glaube auch nicht, daß sie eben für

die Zukunft maßgebend sein und einen künftigen Landtag
verpflichten können.

Präsident : Es liegen Anträge vor : Erstens von Seite
des Abg. Strackerjan,  dahin gehend, daß statt derAnfangs-
worte des Gesetzes: „Ueber die Ablösung der folgenden Be¬
rechtigungen wird die Gesetzgebung besonders bestimmen", der
Eingang laute:

„Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine An¬
wendung aus :"

Dann ist vom Ausschuß beantragt , in der ersten Zeile
hinter die Worte:

„Ueber die" zu setzen: „Ablösbarkeit und die"
so daß es also heiße: „Ueber die Ablösung und die
Ablösbarkeit",

und dann in der dritten Zeile hinter : „Weideberechtigung"
zu setzen: „in Forsten und sonst" ; dagegen beantragt Herr
v. Thünen,  daß cs heiße unter 1.

„die Weideberechtigung in den Forsten und überhaupt
auf fremden Grund und Boden , so wie das Recht
zum Plaggenhicb."

Ferner ist auch vom Ausschuß noch beantragt, daß unter
1. dieses Paragraphen noch hinzuzufügen sei:

„zum Plaggenhieb".
Es würde nun zunächst über den Antrag des Abg.

Strackerjan  als allgemeinen Antrag abzustimmen sein;
siele derselbe durch, so würde über den übereinstimmendenAn¬
trag des Ausschusses und des Abg. v. Thünen  abzustim¬
men sein, und fiele auch der, die Eingängsbestimmung des
Gesetzes bleiben. Dann würde abzustimmen sein über den
Antrag des Ausschusses, daß in der ersten Zeile hinter die
Worte : „Ueber die" zu setzen sei: „Ablösbarkeit und die" ;
und dann würde abzustimmen sein über den Antrag des Abg.
v. Thünen,  daß es heiße »st 1. :

„die Weideberechtigungin den Forsten und überhaupt
auf fremden Grund und Boden , so wie das Recht
zum Plaggenhicb ;"

Würde dieser Antrag v. Thünen ' s angenommen, so siele
hiermit der Antrag des Ausschusses, dahin gerichtet, daß es
heiße: „in den Forsten und sonst" weg, eben so der bean¬
tragte Zusatz: „so wie zum Plaggenhieb", weil in dieser Hin¬
sicht der Antrag des Herren v. Thünen  Alles erschöpft.

Abg. Dannenberg : Ich habe so eben vom Herrn
Präsidenten  vernommen , daß über die Eingangsbestim-
mung, welche der Abg. Strackerjan  beantragt hak, abgeson¬
dert abgestimmt werden soll, von den andern Anträgen zu
Position 1.?

Präsident : Ja.
Abg. Dannenberg:  Ich bin damit einverstanden, wollte

nur zu den Anträgen zu Position 1. bemerken, ob die Abgg.
Strackerjan . Wibel I . und v. Thünen  sich nicht ver¬
einigen können über Len Satz : „ Weideberechtigung in
Forsten" rc. — Mir scheint das: „Weideberechtigung in For¬
sten und sonst" deutlicher zu sein, als wenn cs heißt: Weide-
berechrigung in Forsten und überhaupt auf fremden Grund

16 *



78

und Boden ." Aus dieser letzten Fassung könnte man folgern,
als würden hier nur Forste verstanden , welche in fremden
Händen , im Privateigenthum Dritter sich befinden , während
der Antrag des Abg . Wibel  viel allgemeiner gefaßt , jeden¬
falls Privat - und Staatsforste mit einander begreift.

Präsident : Ich kann die Herren fragen , ob sie darauf
eingehen wollen , indeß natürlich keine Discussion mehr zu¬
lasten . Wir würden also zur Abstimmung schreiten . Diejeni¬
gen Herren , welche wollen , daß die Eingangsworte des Art.
5 . nach dem Anträge des Herrn Strackerjan  lauten:

„die Bestimmungen dieses Gesetzes finden keine Anwen¬
dung auf"

bitte ich , sich zu erheben . — - Der Antrag ist abgelehnt . —
Diejenigen Herren , welche wollen , daß nach dem Anträge deS
Ausschusses in der ersten Zeile hinter die Worte : „ lieber die"
zu setzen sei : „ Ablösbarkeit und die " , bitte ich aufzustchcn . —
Der Antrag ist angenommen . — Diejenigen , welche wollen,
daß es »ü 1. nach dem Anträge des Abg . v . Thünen  heiße:

„die Weideberechligung in den Forsten und überhaupt
auf fremden Grund und Boden , so wie das Recht
zum Plaggenhieb"

bitte ich aufzustehen . — Der Antrag ist angenommen.
Damit fallen denn die weiteren Ausschußanträge weg,

und ich bitte nun die Herren , welche im übrigen den Art . 5.
mit den Abänderungen annehmen wollen , aufzustchcn . Der
Artikel ist angenommen.

Wir fahren nun fort.
Abg . Wibel I . : Ueber einige eingegangene Vorstellungen

an den Landtag , meine Herren , habe ich Ihnen noch Be¬
richt zu erstatten . Zum Theil betreffen sie Artikel , die noch
in Berathung stehen.

Unser Bericht darüber lautet:
I . Vorstellung von Bewohnern der Dors-

schaften Bockhvrn , Astede und Grabstede,  welche
an Staatsforsten Weideberechtigung haben : diese Berechti¬
gung sei ihnen durchaus unentbehrlich , und die Ablösung
derselben würde ihren Wohlstand für die Zukunft vernichten.

Gutachten.  Der Ausschuß kann den Art . 5 . des
Ablösungsgesetzes nur so verstehen , daß er eine bloß vernei¬
nende Bedeutung haben solle , „ nämlich den Zweck auszuspre¬
chen , daß die darin genannten Berechtigungen nach den bis
jetzt geltenden Grundsätzen nicht unter das Ablösungsgesctz
fallen , daß also ihre Ablösung von dem Verpflichteten ( hier
dem Staate ) nicht gefordert werden kann . Wird die künftige
Gesetzgebung auch diese Verhältnisse zu ordnen nöthig finden,
so wird sie bei Aufstellung der Grundsätze , nach welchen LieS
geschehen darf , etwa durch Austausch der Servitut gegen
Grundcigenthum , die Verhältnisse der Weideberechtigten in
Bockhorn , Astede und Grabstede sorgfältig berücksichtigen
müssen.

II . Vorstellung der G r und h eu er leute zu
Edewecht  wegen Hofvienstleistungen , welche von ihnen gefor¬
dert werden , und zwar , wie sie aussi hrcn zu hoch , im Ver¬
hältnisse zu den andern Grundbesitzern.

Gutachten.  Es kann dies nur Gemeindehofdienst
sein , da aller andere Hofdienst durch das Staatsgrundgesetz
aufgehoben ist . Die Regelung der Gemeindedienste und Ab¬
gaben ist aber Aufgabe der Gemeinde - Verwaltung , welche
dabei den Grundsatz der Nachbargieichheit zu beobachten ha¬
ben wird . Zn welcher Weise diese Belästigung bei der Ab¬
lösung der Erbpacht in Rechnung zu bringen ist , wenn die
Befreiung von der Last mit Gegenstand der Erbpacht war , ist
dem Ablösungsgesetze nach der vom Ausschüsse vorgeschlagcnen
Fassung bestimmt.

III. Eine Vorstellung der E a n o npflich t ig en
Bewohner von Damme,  gegen die Höhe des im Ent¬
würfe angenommenen Ablösungsfußcs zum LZfachen Betrage
deS jährlichen Reinertrages.

Gutachten.  Diese Vorstellung ist vom Ausschüsse
erledigt durch den Vorschlag eines niedrigeren Ablösungs¬
fußes.

IV. Vorstellung des Meierho fbcsitzers Gar¬
rel zu Essen,  von dessen hofhörigem Landgut das Heim¬
fallsrecht abgelöst zu sein scheint , und welcher Ablösung seiner
Naturalprästazionen zum Ursachen Betrage fordet.

Gutachten.  Der Ausschuß hält die Vorstellung da¬
durch soweit thunlich für erledigt , daß er zum Art . 1i . des
Ablösungsgesetzes für Leistungen , welche erweislich aus guts¬
herrlichem Verhältnisse unv er wandelt  herrühren , die Ab¬
lösung zum 16fachen , für andere die zum 20fachen Betrage be¬
antragt hat.

V . Vorstellung von Bewohnern von Oster¬
scheps und Edewecht,  welche an den Pfarrer zu Wiefel¬
stede , also in einem andern Kirchspiele , eine Abgabe an
Rocken , Flachs und Aalen und anstatt der letzten beiden Lie¬
ferungen jetzt eine Geldabgabe zu entrichten haben , welche
Zehnten benannt wird , und welche sie daher aus Grund des
Staatsgrundgcsetzes geweigert haben.

Gutachten.  Das Gesetz kann den Zweifel über das
thatsächliche Verhältniß nicht entscheiden . Die Verpflichteten
müssen in Unterhandlung mit dem Berechtigten dessen Fest¬
stellung erwirken . Soweit ein wirklicher Zehnten vorliegt,
was jedoch nicht der Fall zu sein scheint , da die Summe der
Abgabe fest bestimmt sein soll , ist die Entschädigung für des¬
sen Aufhebung im Entschädigungsgesetzc geregelt ; soweit
Zehntgeld ober s. g . Sackzehnten vorlicgt , enthält das Ablö-
sungsgesetz die Bestimmungen über dessen künftige Ablösung
auf Antrag der Pflichtigen und wird bis dahin die Entrich¬
tung nicht verweigert werden dürfen.

Der Ausschuß hat keine Anträge zu stellen.
Präsident : Diese Petitionen werden eine besondere

Diskussion und Abstimmung nicht veranlassen . Wir fahren
fort in der Berathung des Art . 13 . Es ist in der vorigen
Sitzung der Wunsch ausgesprochen worden , daß die Bestim¬
mungen über den Ablösungssatz bei Erbpachten hier zugleich
mit der Discussion unterworfen worden sollte . Der Aus¬
schuß hat zum Art . 13 . tz. 1 . andere Bestimmungen vorge¬
schlagen , als der Entwurf enthält und diese anderen Bestim-
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mungen hat der Ausschuß hier in vollständiger Redaction so
vorgelcgt , daß sie den §. 1. in Art . 13 . ganz ersetzen und an
die Stelle der Bestimmungen dieses Paragraphen treten sollen.
Es ist nun darin als Ziffer 2 . beantragt : „ bei Erbpachten
und den im dritten Abschnitt dieses Gesetzes ihnen gleichge¬
stellten Verhältnissen in dem — bis — fachen nach den Be¬
stimmungen des Art . 23 ." — Nach der Idee des Aus¬
schusses soll also der Ablösungssatz bei Erbpacht nicht hier,
sondern zum Art . 23 . bestimmt werben , wie auch der Ent¬
wurf diese Bestimmung dort erst getroffen hat . Darnach
scheint es mir , daß es zwar wohl räthlich wäre , wenn hier
die Discussion sich mit über den Art . 23 . erstreckte , so daß
man keinem Redner , der sich über diesen Artikel verbreitet,
vorwerfcn kann , daß er abschweife ; doch aber muß die Abstim¬
mung nach den Anträgen des Ausschusses so geschehen können,
daß wir hier erst über die Anträge des Ausschusses , und dann
bei Art . 23 . über den dort vorgeschlagenen Satz abstimmen . Je¬
denfalls werden wir bei dieser Discussion zunächst die An¬
träge des Ausschusses zu tz. 1., welche , wie gesagt , vollständig
unter Ziffer I. vorliegen , berathen.

Der bereits in der letzten Sitzung verlesene Bericht des
Ausschusses zu Art . 13 . tz. 1. lautet:

I . zu tz. 1.
Aus den Verhandlungen des konstituirenden Land¬

tages über den Art . 59 . des St .G .G . (S . 11 l9 ff.) ist be¬
kannt , daß beabsichtigt wurde , dem Art . 59 . unter Nr 4 . den
Zusatz zu geben:

Bei Diensten und Naturalprästazioncn,  welche
erweislich aus einem gutsherrlichen Verhältnisse her¬
rühren , soll die Entschädigung deS Itzsachen Betrags
des jährlichen Reinertrages nicht übersteigen;

denn wenn diese Lasten deshalb , weil das früher neben ihnen

bestandene Heimfallsrccht schon abgelöset worden sei , unter
Nr . 3 . des Gesetzes nicht fallen , also nicht sofort unter Vor¬
behalt der Entschädigung wegfallen , sondern nach dem Abiö-
sungsgesctze abgelöset werden fallen , so sei doch kein Grund
sie bei dieser Ablösung höher zu stellen . Die Staatsregie¬
rung war hiermit rücksichtlich der Dienste  einverstanden,
verlangte aber Streichung der Worte ,/Und Naturalprä-
stationen"  weil die Conscquenzen einer solchen Bestimmung
zu schwer zu übersehen seien , womit aber keineswegs dem
präjudicirt sein solle , daß nicht solche Naturalprästazioncn
demnächst doch nach dem nur tkfachcn Betrage ablösbar ge¬
setzlich erklärt würden . Haben sich nun Consequenze » , wie
sie befürchtet wurden , nicht herausgestcllt , so muß auch für
jene Naturalprästazioncn jetzt die Ablösbarkeit zum Istfachen
Betrage angenommen werden . Namentlich muß ebendasselbe
auch gelten von denjenigen G ld - und Naturalgefällen , welche
bei Ablösung des gutsherrlichen Verbandes der Sache nach
unvcrwandelt beinhalten wurden , wenn auch in der Ablo¬

sungsurkunde eine neue Uebernahme derselben verkommt.
(Motive zum Entschädigungsgesetze , Seite , 7 — 7o . un¬
ter Nr . t )

Es wird daher beantragt , anstatt des Z. 1 . s . zu setzen:

ß. 1. Das Capital besteht:
1) in dem sechszehnfachen Betrage des Geldwerthes deS

jährlichen Reinertrages der Berechtigung,
a) bei Diensten , welche erweislich aus einem guts-

oder schutzhrrrlichen , Hörigkeits - oder Unterthänig-
keits - Verhältnisse herrühren,

b) bei Geld - und Naturalgefällen , welche erweislich
aus solchem Verhältnisse unverwandelt  herrüh¬

ren . Der Umstand , daß sie in einem Vertrage über
Ablösung des gutsherrlichen Verbandes unter den
übernommenen Leistungen des Pflichtigen mit auf¬
geführt stehen , soll an sich keine Vermuthung gegen
ihren unverwandelten Fortbestand begründen.

Zu s . war freilich von einem Mitgliede des Ausschusses
beantragt:

auch die an die Stelle der Dienste getretenen Dienst¬
gelder oder Leistungen mit hieher zu zählen.

Die Mehrheit im Ausschüsse aber hielt dafür , daß dies
zu einer weiter grc,senden Revision der namentlich in den
Münsterschen Kreisen zahlreich abgeschlossenen Ablösungsver¬
träge führen werde , welche das Staatsgrundgesetz ausdrück¬
lich nicht gewollt habe.

8 . Nach Nr . 3 . des Art . 59 . des Statsgrundgesetzes
sind gewisse zum Lh . il auS der Leibeigenschaft herrührende
Leistungen ohne Enlschadl ung hinweggefallen . Ebenso ist
auch dort bestimmt und im Entschädigungsgesetze berücksichtigt,
daß jährliche Renten , welche seit dem 2 . August 1830 für
solche Leistungen allein oder mit anderen übernommen worden
sind , wegfallen oder im letzten Falle reduzirt werden sollen.
Die für sie vor dem 2 . August td30 übernommen Renten
sind nun ablösbar nach dem gegenwärtigen Gesetze , und es

scheint billig , dabei d . n niedrigsten Ablösungsfuß anzunehmen,
so daß es weiter heißen müßte:

o) bei Renten , welche vor dem 2 . August 1830 für
Leistungen und Lasten übernommen sind , welche nach
Art . 59 . Ziffer 2 . a - st. des Staatsgrundgesetzes
ohne Entschädigung aufgehoben sind.

6 . lieber den Adiösungsfust bei Erbpachten u . s. w.
werden zu Art . 23 . besondere Anträge gestellt werden , und
wird daher hier wenec ;u schien sein:

2 . bei Erbpnhreii und den im 3 . Abschnitt dieses Ge¬
setzes ihnen gleichgestellten Verhältnissen , in dem —
bis — fachen  n .. ,i> den Bestimmungen des Art . 23.

8 . Für alle anderen Ber . cht gungen hat der Entwurf
den 25fachen Betrag festgesetzt. Der Zinsfuß ist in diesem

Gesetze wie im Enlschädigungsgewtze , (und wohl mit Rechts
überall zu 1 Prvcent angenommen worden . Aber in der be¬
triebsamen Hand hat daS baare Capital einen he Heren Werth,

und mit dem ZinSgenusse begnügt sich nur derjenige , welcher
nicht in der Lage ist , das Capital auszubeuten . Freilich ist
dafür der Besitz einer Glundrente mit weniger Gefahr des
Verlustes verknüpft und mil Mühe und Kosten der Capital-
belegung u . s. w . nicht Verbund . n . Dagegen aber fehlt bei

ihm dre Leichtigkeit in der Versüßung über den Kapitalwerth,



8V

in der Ortsverlegung desselben , so wie die Möglichkeit , den

säumigen Schuldner mit einem anderen , viele zerstreute mit

einem Einzigen nach Belieben zu vertauschen . Zudem for¬

dert die Nazionalökonomie Erleichterung der Entlastung des

Grund und Bodens . Aus allen diesen Gründen neigt sich

der Ausschuß zu dem Anträge:
3 . in dem zwanzigfachen  bei allen anderen Diensten,

Naturalgcfällen und anderen Berechtigungen.
Präsident : Ich bemerke noch , daß ein Antrag von dem

Abg . Lindemann  eingegangcn ist zu Art . 13 . §. 1. s, welcher

mit unterschrieben ist von den Abg, : Pa ncr atz , Nieberdingl .,

Niebcrding II . , Rösener , Ferneding , Zurborg,

Püschelbergcr , v . Lindern , Bödecker , Hellmers,

Wibel I . , Mölling , Völckers . Wibel II . , Tappen¬

beck , Böckel , Sprenger , Reiners.
Dieser Anirag lautet:
„Der Landtag wolle zu Art . 13 . tz. 1 . s . :

das Ablösungscapital besteht in dem sechszehnfachen:

a) bei Diensten , welche erweislich aus einem gutsherrli¬
chen Verhältnisse herrühren,

den Zusatz beschließen:
auch bei Ablösungsrcnten — gleichviel ob Geldrente

oder Fruchtrente — die in den letzten fünfzig Zähren

mit dem Staate , wo er Gutsherrschaft war , verein¬

bart sind ."
Andeutende Motivirung:

Die ältere Ablösung ist in der Regel weniger hoch , so

daß sie der Erleichterung durch niedrige Capitalisirung nicht
bedarf.

Neuerer Zeit ist der Vertrag über die Größe der Rente

selten freie Vereinbarung , meist Unterwerfung unter den Wil¬
len des Gewalt - und Gutsherrn , namentlich ist den Finanz¬

behörden des Großherzogthums Liberalität hier nicht nachzu¬

rühmen.
Nach den eigenen Zugeständnissen der Regierung (Pro¬

tokolle des constituirenden Landtages S . 531 . Staatsgrundge-

sctz Art . 59 . tz. 3 .) darf vom Staate hier größere Billigkeit,
die nur Gerechtigkeit bleibt , gefordert werden , als vom pri¬

vaten Gutsbesitzer.
Die Rente läßt Len Grund belastet ; die Zeit und der

Staat wollen freien steuerbaren Boden.

Herstellung dieses für Staatswirthschaft nutzbaren Zu¬
standes ersetzt dem Staate die Opfer , die er hier brin¬

gen soll . "
Die Unterstützungsfrage würde nicht zu stellen sein.

Wünscht Jemand über Art . 13 . das Wort?

Abg . Lindemann : Meine Herren , ich stelle den An¬

trag , daß die Dicnstrente , das heißt das Dienstgeld , welches

für Aufhebung des Naturaldienstes stipulirt wurde , nach glei¬

chem Maaßstabe wir der Naturaldienst selbst abgelöst werde,

zum sechszehnfachen Betrage . Mein Herren , Sie haben un¬

srem gewichtigen Bauerstande Druck und Makel der Leibei¬

genschaft in ihren letzten Spuren abgenommen , haben der

fluchwürdigen Frohne Grab und Untergang bereitet . Das

ist Thatsache von tiefgreifendem materiellen Nutzen , dafür soll

der Landmann Dank wissen , und sie soll der Reaktiv ns - Ver-

läumdung aus die viel und arglistig aufgeworfene Frage

Antwort geben : Was hat die Verfassung dem Lande für

Nutzen gebracht ? Sie hat das Entschädigungsgesetz gebracht;

sie kann , wenn die Minister mit uns sind , in diesem Augen¬

blicke das Ablösungsgesetz auch bringen . Meine Herren , vol¬

lenden Sie das große edle Werk der Entschädigung und Ab¬

lösung , indem Sie den vollen Ernst der Staatswirthschaft,
der Gerechtigkeit und der Zeit — mir ist 1819 in der Reak¬

tion noch nicht untergegangen — auch gegen die Frohn-

rente  wenden . Die Frohne hatte wenigstens den Schutz

eines unerforschten dunklen Ursprungs , und langen Bestandes
durch Jahrhunderte und viele , viele Geschlechter . Meine

Herren ! Die Frohnrente hat von dem Allen nichts , sie hat

keine begründete Gunst für  sich . Sie ist entstanden

unter unfern Augen , und wir haben gesehen , wie das tref-

liche Institut der Ablösung unter den Händen mächtiger
Gutsherren und ihrer diensteifrigen Behörden zu Wucher und

Mißbrauch sich ausgebildet hat . Dagegen nehme ich das

Wort . Es ist die Jmfamie der Frohne , daß sie den Pflichti¬

gen lOfach bedrückt , während sie dem Gutsherrn nur einfa¬

chen Nutzen giebt . Der Bauer mußte 10 Pferde zum Gute

schicken, eine Pferdekrast in Thätigkcitzu setzen und diese für
den Frohnherrn . Deshalb haben Sie anerkannt , sowohl an

dem Gesetze über Entschädigung , als in dem Entwurf , den

wir besprechen , daß der Frohnpflicht Maaß und Ziel gesetzt

werde . Beide Gesetze verordnen , daß dem Fröhner , der jeden

Werktag zum Dienst kommen mußte , nur 60 Tage für die

Ablösung in Rechnung zu stellen feie ; eine Reduktion auf den

fünften Theil der alten Wichtigkeit . Daneben die zweite
Ermäßigung , daß der Dienst eines Tages nicht nach seinem

vollen Werthe zur Ablösung kommt , sondern nur zu -/g und

nach dem Anträge des Ausschusses nur zur Hälfte der Lohn¬

preise . Nun frage ich, wo ist im Laufe dieses Jahrhunderts

auch nur eine einzige Ablösung geschehen nach dieser jetzt ge¬

setzlosen Taxe ? Die Rente ist überall anders , überall größer

erzwungen . Der Gutsherr war der alleinige befehlende Herr

und der Frohner auch nach aufgehobener Leibeigenschaft un¬

terwürfiger Knecht . Der Gutsherr hat im Uebergewicht sei¬

ner zwingenden Stellung mit der Frohne , wofür er nur eine

Entschädigung haben sollte , mit der er nicht Handel treiben

durste , dennoch in den gehässigsten Formen Handel und Wu¬

cher getrieben . Was der Fröhner bewilligt hat , es war nicht

freier Entschluß , nicht freie Wahl ; er kannte , daß er zu Ver¬

derben und Untergang in die Hand des Gutsherrn gegeben

war , wenn dieser ihn durch die Frohne drücken , erdrücken

wollte , und da hat er gegeben weil mehr als der Gutsherr

zu fordern rechtlich berechtigt war.
Meine Herren , am vorigen Landtage ist schon der Grund¬

satz ausgestellt worden , der Gutsherr soll für seine Frohne

an Entschädigung nicht mehr haben , als den Ertrag , den sie

ihm rein , nachhaltig und rechtlich gewährt hatte . Auf dieses

Maaß ist die Rente nirgends beschränkt . Darum , meine
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Herren, hat die Frohnrente, moralisch aufgefaßt, für mich den
Grund zu größerm Hasse, als die Frohne selbst. In ihrer
Erpressung lastet auf der Frohn nicht bloß daS Unrecht, son¬
dern auch das Bewußtsein des eigenen Unrechts. So komme
ich in den Kreislauf meines Vortrags , zu dem Anfang zu¬
rück, die Ablösungsrent c hat durchaus keine Gunst verdient,
in ihrer erzwungenen Höhe immer Begünstigung. Dagegen
ist eingewendet worden, sie habe den Vertrag für sich und
der Vertrag soll heilig gelten. Auch ich will Heiligkeit des
Vertrages , aber hundert und hundert Verträge haben wie
hier neben ihrer Heiligkeit auch eine Achillesferse ärgster Un-
heiligkcit. Ich war berechtigt, die Mehrheit der Rentenver¬
träge in ihrer Existenz anzugreifen, das aber ist nicht die
Richtung meines Antrags . Der Fröhner soll die ganze
Summe bezahlen, die einmal stipulit worden ist, aber er soll
diese Summe ablösen können, nach dem Maß, welches vom Gesetz
aus den Umständen gerecht ermessen ist, nach dem sechszehn-
sachen Betrage . Das ist kein Eingriff in die Verträge, denn
das Gesetz hat das Recht, die Pflicht, die Verhälnisse, die dem
Geiste der Zeit nicht mehr angemessen sind, neu zu ordnen,
zu diesem Zweck neue Jnstutution — einseitiges Ablösungs¬
recht des Pflichtigen — einzuführen. Das ist hier geschehen;
Sie haben die Ablösbarkeit der Willkühr des Frohnhcrrn
entzogen, Sie haben Recht auch den Pflichtigen gegeben, ohne
Eingriff, ohne Verletzung. Der Berechtigte, der seine hochsti-
pulirte Summe lOfach bezahlt erhält , hat mehr, als ihm die
Frohne cingebracht hat , mehr als ihm gebührt. Für die
Wahrheit meiner Behauptung meines Satzes, die Frohnrente
sei meist nicht freiwillig geboten, sondern frohnlich erzwungen,
werden aus allen Landestheilen Beispiele in Menge verbanden
und zu beweisen sein; ich hoffe, daß die Herren aus andern
Kreisen diese Specialitäten besser nachtragen werden, als ich
es vermag aus meinem Fürstenthum ; da habe ich mit
eigner Anschauung mitten in dem Wucher und Zwange ge¬
standen. Von dorther kann ich vollständigen Bericht geben.

Meine Herren , das Fürstenthum Lübeck hat zehn Güter
gehabt, alles Güter im Eigenthume des Staats . Die voll¬
ständige Bewirthschaflung dieser zehn Güter bedurfte 40 Vier¬
gespann Pferde, also 160 Pferde. Zur Zeit der vollständigen
Frohnen werden jedoch nur 20 Gespann erhalten ; die Arbeit
der andern 20 Gespanne geschah durch die Frohne. Für diese
20 Viergespann , die den Höfen so erspart war , mußte das
Land tagtäglich zur Frohnde schicken 1360 Pferde, 380 Knechte
und 310 Mägde !!! Das ist eine Thatsache, meine Herren.
Das Dienstregleu ent sagt, daß jeder Bauer verpflichtet sei, täg¬
lich mit seinem Viergespann mit Knecht und Magd zu Hofe
zu ziehen, daneben mußten 40 kleinere Stellen täglich einen
Knecht schicken. Die Folge dieser erdrückenden Frohnden war
die völlige Werlhlosigkcil der frohndcpflichtigenStellen . Im
Anfänge des vorigen Jahrhunderts geschah cs nicht selten, daß
der Bauer von seiner Hufe abging, um Tagelöhner zu werden.
Konnte die Herrschaft auf dieje Stellen keinen andern Ucber-
nehmer bekommen, der Abgaben und Dienste davon zu leisten
vermogte, so mußten die übrigen Dorfsbauecn diese abandonnirte

Hufe (wüste Hufe genannt) übernehmen. Land, Dienste und
Abgaben wurde unter ihnen gctheilt. Solchen wüste Hufen,
die andern Stellen zugetheilt sind, bestehen heut zu Tage noch
mehrere. Aber ich will ein anderes Beispiel, welches den
Druck der Frohne noch anschaulicher macht, anführen. Die
Mayersche Hufe in Thürk war nach Mayenfelde Dienstpflichtig.
Im Jahr 1746 wurde sie einem andern Besitzer übertragen,
sie hielt damals 12 Pferde und 5 Kühe. Dies war ein durch
die Frohne herbeigeführtes Mißverhältniß. Der letzte Be¬
sitzer wurde als überschuldet aufgeführt , weil er 51 Rthlr.
Schulden hatte , und um die armen Kinder nicht ganz ohne
Erbe zu lassen, erhielten sie, es waren ihrer 4, jedes 20 Rthlr .,
also zusammen 80 Rthlr . 25 Jahre nach dieser Uebertragung
wurde das Frohnberechtige Gut Mayenfelde parzellirt , die
Dienste wurden abgelöst, und durch diese Frohnfreiheit ein
anderes Wirthschaftssystem ermöglicht. Der kostbare Pfcrde-
bestand wurde verringert, das Rindvieh vermehrt und so hatte
jene werthlose Stelle 25 Jahre nach aufgehobener Frohne
mit dem richtig ermessenen Besatz von 25 Kühen und 6 Pfer¬
den den Erlragswerth von 10,000 Rthlr . und dieselbe Stelle
hat jetzt einen Conjuncturwerth von mindestens 15,000 Rthlr.

Die früh erkannte Unmöglichkeit, jene Unzahl von Froh¬
nen nutzbar zu machen, führte nicht zu einer Ermäßigung der
Frohnpflicht, die ganze Last wurde fort und fort in Anspruch
genommen zu Müßiggang, Gunst , Vexation, Willkühr und
Kurzweil.

Erst in den siebenziger Jahren des vorigen Jahrhunderts,
als der Staat die Hauptgüter Mayensilde, Rothensande und
Adolpfshof parcellirt und in Erbpacht gab, unv die dorthin
pflichtigen Frohndienste in keiner Weise ferner empfangen
konnte, erfolgte eine einigermaßen geordnete Ablösung. Nicht
aber in Form einer Vereinbarung , sondern als Begnadigung
in voller staatlicher Allmacht:

ich will in diesem Augenblicke die Dienste nicht mehr
von Dir haben und dafür sollst Du geben so und so
viel, wie ich es jetzt zu bestimmen für gut finde.
Diese Summe gewähre ich Dir aber nur so lange, als
cs mir gefällt; kommen Zeit und Umstände anders,
so sollst Du auch mehr geben oder wieder dienen.

Der Dienst war damit nur suspendirt, nicht aufgehoben,
er sollte fortbestehen und wir werden sehen, wie dieser Zustand
gegen die Frohner benutzt ist.

Bei der allgemeinen Parzeüirung der Güter blieb das
Gut Bauhof in Verwaltung und demselben mußte ferner ge¬
stöhnt werden. Er hatte ursprünglich 45 Viergespann täg¬
lich, davon waren jedoch 21 schon in der Vorzeit abgelöset
und >24 d. h. 96 Pferde mußten die Frohne fo tleisten. Auch
davon wurden 16 zu Dienstgeld gesetzt und 6 fuhren täglich
zum Dienst. Endlich hatte das herrschende Gut , der Bauhof
selbst, ausreichendes Gespann , konnte die Frohne gar nicht
mehr verwenden und die Herrschaft dictirte, steigerte nach
freiester Willkühr den Pflichtigen das von ihnen zu zahlende
Dienstgeld, immer mit dem Vorbehalt , daß die Wichtigkeit im
vollen Umfange fortbestehe.
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Als endlich , nach manchen andern Vorgängen , die frohn-
pflichtigcn Bauern neue einseitige Steigerung des Dienstgcldcs
nicht annehmen wollten , als sie dagegen eimvandten:

sie seien nur dem Bauhofe zur Frohne pflichtig , der
den Dienst zu empfangen nicht im Stande sei ; sie
wollten demungeachtel reichliches Dienstgeld bezahlen,
aber die Größe desselben sei mit ihnen zu vereinbaren,
ihnen nicht zu dicliren.

Da erhielten sie am 30 . März 1830 aus der eutimschen
Rentckammer die hohe hier wörtlich verlesene Antwort:

Unüberlegt um das Anerbieten , statt 100 Rthlr . nur
70 Rthlr . zahlen zu wollen , erschienen , und geziemt
hätte es sich, daß sie zur Fortzahlung jener 100 Rthlr.
sich bereit erklärt und von höchster Gnade Herab etzung
erbeten hätten , wenn gleich dazu kein Grund ist.

Allein weniger zu verzeihen als jene Unüber-
legheit ist die Frechheit,  mit welcher in Abrede
gestellt ist , daß dem Dienstherrn eine willkührliche
Verwendung der Dienste anders als zum Nutzen des
dienstberechtigten Guts zugestanden habe . Wenn daher
die Dienstpflichtigen die Leistung des Naturaldienstcs
vorziehen , so wird man für sie geeignete Arbeiten auf-
zusinden wissen , ohne darum der landwirthschasilichen
Kultur des Bauhofes den mindesten Abbruch zuzu¬

fügen.
Es haben demnach die Dienstpflichtigen spätestens

11 Tage vor Manag die Erklärung abzugebcn : ob
sie die bestehende Dienstbefreiung — kl. L. gegen Fort¬
zahlung deS einseitig dicrieten Dienstgeldcs — noch für
das nächste Jahr wünschen , oder ob sie vom 1. Mai
d . Z . an den Naturaldicnst — täglich Viergespann mit
Knecht und Magd — leisten wollen.

Die fernere motivirte Weigerung der Frohner rief 30
bis 40 verschiedene Frvhnpevcesse hervor , welche von der
fürstlichen Rentekammer mit großer absichtlicher Kostbarkeit
eingeleitct wurden . Und um unter die vereinten Frohner
Furcht und Abfall zu bringen , ergriff die Renrkammer
das Mittel , daß sie jedem Pflichtigen ein gedrucktes C >r-
curlar mit Cammer -Petschaft und Unterschrift des Cammer-

Präsidenten ins Haus schickte, worin es heißt : „vor Aufhebung
des Hosdienstcs war der Hufner im Allgemeinen ver¬
pflichtet , jeden Werktag ein Viergespann mck Knecht und
darneben eine Magd oder einen Zungen zur Disposition
desjenigen Hvswnthschafters , an welchen ein Dienstpflichtiger
verwiesen war , zu stellen.

Werden bei so bewandten Umständen Seine Königliche

Hoheit den renitirenden Hofnern Rechtsgang verstauen , so
werde damit eine Masse von kostbaren Processen Raum gege¬
ben sein , die im günstigsten Falle denen keinen Vorlhcil bringen
werden , welche nicht etwa für immer von Naturaldicnst be¬
freiet , deren nur wenige sind . Die anderen (temporär Be¬
freiten ) würden sich entweder zur Naturaldienstleistung —
täglich Viergespann rc. — oder zur Eingehung der ihnen
abverlangten  Bedingungen sich bequemen müssen.

Auf solche Drohung , auf ähnliche Bedrückungen haben
am Ende 42 Fröhnder , des Proccssircns überdrüssig , dahin
eingewilligt , daß sie von jeder Hufe 90 Rthlr . Dienstgeld
geben . Der alleinige Bauhof empfängt auf diese Weise von
den 24 ihm Pflichtigen 2160 Rthlr . Dienstgcld ; der ganze
Werth des Bauhofs ist für das Krongut nur zum Zahres-
ertrage von 2400 Rthlr . veranschlagt ; rechne ich zu den neuen
2160 Rthlr . Dienstgelder noch daS ältere von 1100 Rthlr .,
so macht das 3260 Rthlr . Daß dieß nicht in Gemäßheit der
Grundsätze berechnet sein kann , welche der Staat hier im
Ablösungsgesetz annimmt , scheint außer allem Zweifel zu sein.
Nun , meine Herren , ich habe schon auf frühem Landtagen auf
Erleichterung auch für meine Provinz angetragcn ; ich habe
einen Antrag gestellt , und er ist auch ins Staatsgrundgesetz
mit ausgenommen worden , daß die Rente für Ablöfung nach
1830 da , wo der Staat der Berechtigte war , neu rcvidirt wer¬
ben solle . Durch eine eigenthümliche Rcdaction deS Staats-
grundgesetzes ist diese Wohlthat , die ich speciell mit für das
Fürstenthum Lübeck beantragt habe , dem Fürsteuthum Lübeck
genommen ; sie soll nur Denen gewährt werden , die durch
Heimfall und Hörigkeit sich als Pflichtige darstellcn . Ich
habe dazu geschwiegen , weil es im Staatsgrundgesetz heißt:
die weitere Ablösung soll im neuen Gesetz bestimmt werden-
Auch das neue Gesetz soll nach staatsgrundgesetzlichen Prin-
cipien abgesaßt werden ; die Gerechtigkeck , die Billigkeit soll
dabei beobachtet werden . Meine Herren , da komme ich darauf
zurück , die Revision einmal geschlossener Ablösungsverträge hat
in ihrer Summe etwas gehässiges , etwas ungewisses , etwas
weitläufiges . Soll also Billigkeit geübt , soll die ausschrcitende
Rente auf das rechte Maaß zurückgeführt werben , wie das
Staatsgrundgesetz verheißt , so kann das am füglichsten da¬
durch geschehen , daß die Summe der einmal stipulirten Rente
nicht mehr angetastet , dagegen das Ablvsungskapital zu einem
niederen Fuße gesetzt wird . Daher beantrage ich , daß die
Ablösung der Dicnstrmtc auch zum lOfachen Betrag geschehe.
Ich hätte gewünscht , diesen Fuß für alle L isten zu stellen , die
aus der Grundhörigkeit hervorgehen . Es schien aber in dem
Ausschüsse dieser Gegenstand , diese Universalität keinen An¬
klang zu finden . Wir haben sie also be?ch>änkt auf die Ab-
löfungsrente , die in den letzten 30 Jahren bedungen , auf die
Ablösungsrente , die mit dem Staate neu abgeschlossen wurde,
da der Staat einmal erklärt hat , bessere Bedingungen als die
Privaten stellen zu können . Meine Herren , unser Ablösungs¬
gesetz ist morgen oder übermorgen Lanbtagsfertig berathcn.
Die vom Entwurf abwesenden Gegenstände haben wir in dem
Ausschuß mit den HerrenRegierungs -Commissaircn Hayessen
und Runde  ausführlich besprochen , und hat das Beantragte
meistentheils Billigung gefunden , die es auch feiner finden wird.
Es »st also keine große Schwierigkeit , das Ablösungsgesetz auf
diesem Landtage Regierungsfertig zu haben . Zch weiß die
Crisis , die uns bevorstcht , ich weiß , daß zu erwarten , daß
beinahe unvermeidlich ist, daß die Minister abtreten , und kommen
andere Minister , so gehen sie von anderen Grundsätzen aus,
untersuchen und forschen von Neuem . Darum spreche ich den
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Wunsch aus , das Ministerium, welches wir jetzt haben, wolle
diesen Act noch vollziehen, wolle damit seiner Ministers-Thä-
tigkeit Vollendung und Krone gewinnen. So trete es mit der
verdienten Bezeichnung Werfassungs-Ablösungsministerium ein
in die Geschichte unsers kleinen Landes und Ehre und
Anerkennung sind ihm für alle Zeiten gesichert.

Präsident : Zu dem Anträge des Abg. Linde¬
mann  ist von dem Abg. Pancratz  die Abänderung bean¬
tragt worden, daß statt „50 Jahre" gesetzt werde „30 Jahre".
Der Antrag ist mit unterschrieben von den Abg. Ni eber¬
ding I ., Nieberding II. , Rösener , Ferneding,
Zur borg und P üsch elber  g er. Ich brauche also nicht
die Unterstützungsfrage zu stellen.

Abg. Lindemann : Der Abg. Pancratz  hat schon
den Wunsch ausgesprochen. Es ist nur ein Versehen, daß
die 50 Jahre nicht in 30 Jahre umgewandelt sind. Wir
sind damit völlig einverstanden.

Abg. Bargmann : Ich beantrage, daß der Antrag
des Abg. Linde mann  an die Commission für das Ablö-
sungsgcsetz zur Begutachtung zurückgewiesen werde. Ueber
einen Antrag, der zu seiner Begründung eines so langen
Vortrags bedurfte, und in dem so viele Thatsachen enthal¬
ten sind, mit denen ich und viele andere in der Versamm¬
lung ganz unbekannt sind, über einen solchen Antrag können
wir nicht sofort berathen und abstimmen. Aus den ersten
Blick bin ich gegen den Antrag. Er geht nämlich noch wei¬
ter zurück als bis auf das Jahr 1830. Dann muß ich auch
die Bemerkung machen, daß es besser gewesen wäre, wenn
der Abg. Lindemann,  welcher Mitglied des Ausschusses
ist, seinen Antrag im Ausschüsse gestellt hätte, es wäre dann
dort darüber verhandelt und derselbe im Bericht ausgenom¬
men, wenn auch nur als Minoritätsgutachten.

Endlich muß ich noch bemerken, daß der Antrag von
20 oder mehr Mitgliedern unterzeichnet ist.

Das scheint mir ganz unpassend, ich kann nicht sagen,
ob es gerade gegen die Geschäftsordnung ist, weil darin für
die, welche den Antrag unterstützt haben, gewissermaßenein
Präjudiz für die Abstimmung liegt. In der Geschäfts¬
ordnung ist am konstituirenden Landtage bei der zwei¬
ten Lesung, wenn ich nicht irre, eine solche Bestimmung ge¬
troffen, daß nur von so vielen Personen als nöthig die An¬
träge unterstützt werden durften.

Präsident : Die Geschäftsordnung steht hier nicht ent¬
gegen, indem sich darin keine verbietende Bestimmung
besindet. Wollen Sie beantragen, daß die Debatte über den
Antrag vertagt werde?

Abg. Vargmann : Ja ! bis zum Eingang des Aus¬
schußberichtes.

Präsident : Es ist also ein specieller Antrag auf Ver¬
tagung der Debatte über den Lin d emann 'schen Antrag.
Diesen Antrag müßte ich sofort zur Abstimmung bringen,
ich frage aber erst: Ist er unterstützt? — Er ist hinreichend
unterstützt. —

Ich bitte also diejenigen Herren, welche wollen, daß dieS.

Debatte über den Antrag des Herrn Lindemann  vertagt
und an den Ausschuß zur Berichterstattung zurückgewiesen
werde, aufzustehen. — Der Antrag ist abgelehnt. Wir fahren
demnach fort. Herr von Finckh hat Vas Wort.

Abg. v. Finckh : Meine Herren! Wenn ich es un¬
ternehme, gegen die Anträge des Ausschusses unter I. L. und
v. zu reden, so täusche ich mich keineswegs über die Un-
wahrscheinlichkeit eines günstigen Erfolgs. Der Ausschuß ist
in dieser Beziehung einstimmig, und höchstwahrscheinlich wird
die Mehrheit des Landtags, vielleicht werden sämmtliche Mit¬
glieder außer mir für den Vorschlag des Ausschusses sein-
Diese voraussichtliche Erfolglosigkeit meines Widerspruchs kann,
ja darf mich indessen nicht abhalten, meine Bedenken gegen
die Anträge des Ausschusses vorzutragen. Das Staatsgrundge-
setz bestimmt Art. 59. 4, „daß auch bei der Ablösung das Princip
der Billigkeit den Verpflichteten gegenüber festgehalten werden

-soll." Ich glaube nicht, daß es dieser ausdrücklichen Vorschrift
bedurft hätte; auch ohne dieselbe würde die Staaksregierung
gewiß Jedem von uns geneigt gewesen sein, das Princip der
Billigkeit den Verpflichteten gegenüber sestzuhalten so weit
nur irgend möglich. Wo ist aber diese Grenze des Mögli¬
chen? Ich glaube da, wo die Ungerechtigkeit  gegen
den Berechtigten  anfängt, wo die Billigkeit nur auf Ko¬
sten der Gerechtigkeit geübt werden kann, hört ihre Gerech¬
tigkeit auf, denn die Gerechtigkeit steht höher als die Billig¬
keit. Unter Umständen kann, ja muß auch das Recht gebro¬
chen werden; unter Umständen ist der Spruch: „das größte
Recht das größte Unrecht,« ein wahrer Spruch, — allein
meines Erachtens dürfen Billigkeitsgründc  nie , sondern
nur Gründe der zwingenden N othw  e nd  i g keit  zur
Rechtßkränkung führen. — Ich bin gern bereit, bei Uebung
der Billigkeit mit Ihnen bis an diese äußerste Grenze zu gehen.

Bei Berathung des Art. 2. dieses Gesetzes habe ich dies
bereits bethätigt, indem ich dort für Beschränkung des Rechts
auf Ablösung angetragen und für den Berp flichteten  gespro¬
chen und gestimmt habe, weil ich dies für billig hielt gegen
den Verpflichteten, und darin eine Ungerechtigkeit gegen den
Berechtigten nicht erblicken konnte. Aber der Vorschlag des
Ausschusses scheint mir diese Grenze zu überschreiten und
eine Ungerechtigkeit gegen den Berechtigten zu enthalten.
Wenn man Jemanden zwingt, ein ihm unbestritten zustehen-
dcs Recht aufzugcben, so fordert es, das wird Niemand be¬
streiten, die Gerechtigkeit, daß man ihn für den Verlust die¬
ses Rechtes angemessen entschädige. Ich sehe den stereotypen
Einwand voraus, bei den gutsherrlichen  und aus ähn¬
lichen Verhältnissen entsprungenen Berechtigungen kommt es
nicht so genau darauf an, da bedarf es nicht so vielen Fe¬
derlesens, denn diese Berechtigungen sind vielfach entweder
schon durch Rechtswidrigkeiten entstanden, oder im Laufe der
Zeit rechtswidrig erhöht. Unrecht kann nie Recht werden
und was dergleichen Gründe mehr sind. Ich will Ihnen
zugeben, daß viele von diesen Berechtigungen auf rechtswi¬
drige Weise entstanden oder vergrößert sind, dagegen wird mir
aber auch zugegeben werden müssen, daß viele derselben weder
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auf unrechtmäßige Weise entstanden noch vergrößert sind.

Wenn nun auch der Satz richtig wäre , daß Unrecht nie Recht

werden könne , was ich nicht zugebe , so würde doch immer noch

nicht folgen , daß ohne Weiteres alle  diese Berechtigungen

eine Reduction zu erleiden hätten . Nur die Schuld be¬

fleckten  könnte man rechtlich entlassen . Dies setzt aber

voraus , daß man für jeden einzelnen Fall die Schuld be¬

weise . Denn die etwaige Behauptung : „Viele  sind schuld¬

befleckt , also sind sie Alle  so zu behandeln " , läßt sich

offenbar eben so gut umkehren : Viele  sind rein , also sind

sic Alle  als rein anzusehen . Aber auch jener Satz , dienoth-

wendige Prämisse , nämlich der Satz , daß Unrecht nie Recht

werden könne , ist in dieser Allgemeinheit gar nicht richtig.

In privatrechtlichen  Verhältnissen , — und mit solchen

haben wir eS hier zu thun , — kann Unrecht allerdings sehr

wohl Recht werden , und wird es alle Tage . Za ! im

Grunde beruht alle Rechtssicherheit auf diesem Satze.

Die Gerechtigkeit verlangt also , daß auch den Berechtig¬

ten aus gutsherrlichen rc. Verhältnissen eine Vergütung zu

Theil werde , die ihrem Verluste wenigstens leidlich entspricht.

Der Bericht will nun nur den IKfachen Betrag des Geld-

werthes deS jährlichen Reinertrags für alle  aus gutsherrlichen

Verhältnissen enlsprungene Berechtigungen bewilligen . Daß der

16fache Betrag bei Weitem keine angemessene  Entschä¬

digung sei, liegt auf der flachen Hand . Za , wenn man er¬

wägt , daß auch schon die Ermittelung des jährlichen Reiner¬

trags nach Ansetzen und Berechnungen ersolgt , die entschieden

zu Gunsten die Verpflichteten sind , so glaube ich, daß die

Entschädigung aus wenig mehr als die Hälfte anzuschla¬

gen ist.
Ist nun dieser kühne Griff in den Beutel der Berech¬

tigten , um mich dieses beliebten Ausdruckes zu bedienen , ge¬

nügend gerechtfertigt ? Ich glaube nur theilweise , nämlich

nur rücksichtlich der Dienste,  denn nur in dieser  Bestim¬

mung liegt eine zwingende Nothwendigkeit  vor , näm¬

lich in der Bestimmung des Staatsgrundgesetzes , daß diese

Dienste zu dem 16fachen Betrage abgelöst werden sollen.

Im Uebrigen,  als rücksichtlich der Geld - und Na¬

turalgefälle,  mangelt es durchaus an einer Nothwen¬

digkeit,  den Satz so niedrig zu stellen , und folglich an jedem

haltbaren rechtlichen Grunde zur Ungerechtigkeit  gegen

den Berechtigten . Die Nothwendigkeit  einer Nechts-

kränkung kann , abgesehen von solchen Bestimmungen , wie

wir in der obengedachten Vorschrift des Staatsgrundgesetzes

haben , nur da angenommen werden , wo entweder die Lage

der Dinge der Art ist , daß , um größeres Unheil zu verhüten,

ein solches Opfer gebracht werden muß , oder wo die Pflich¬

tigen außer Stande  sind , eine angemessene Entschädigung

zu leisten ; beide Gründe treffen hier  aber durchaus nicht zu.

Ob die Bewegung des Zahres 1848 hier im Lande der Art

war , um selbst damals tief eingreifende Griffe in das Privat¬

recht , wie Art . 59 . snb . 2 . 3 . enthält , genügend zu rechtferti¬

ge kann hier ununtersucht bleiben ; so viel ist aber jedenfalls

gewiß , daß unsere Verhältnisse wenigstens jetzt wieder so con-

solidirt sind , daß die Besorgniß eines größeren Unheils einen

haltbaren Grund für eine Ungerechtigkeit nicht abgeben kann.

Was aber die Unfähigkeit der Pflichtigen betrifft , ein Mehreres

zu leisten , so will ich mich getrost auf die Herren in unserer

Mitte berufen , welche diese Verhältnisse genau kennen . Wenn

sie , die Hand auf dem Herzen , behaupten können , daß die

Pflichtigen außer Stande  sind , die nach den Sätzen deS

Entwurfs ausgcmittelte Entschädigung zu zahlen , so stimme

auch ich für die Reduction . Zch glaube es aber nicht , wenig¬

sten ? habe ich von Manchen bereits gehört , daß das Gegen-

theil der Fall sei.
Gründe der Nothwendigkeit  liegen also nicht vor.

Aber , sagt der Bericht , Gründe der Billigkeit.  Nach dem

was ich vorhin gesagt habe , verdienen Gründe der Billigkeit

überall keine Berücksichtigung , wo sie eine Ungerechtigkeit zur

Folge haben ; aber selbst als Billigkeitsgründe scheinen mir

die angeführten Umstände nicht haltbar . Wenn die Guts¬

pflichtigen , wo der Heimfall noch bestand , das Glück gehabt

haben , daß sie gegen den 16 - fachen Betrag des jährlichen

Reinertrags aller Lasten bar und ledig geworden sind , so

folgt daraus noch keineswegs , daß cs billig sei, daß nun auch

die Gutspflichiigen , wo der Heimfall nicht mehr bestand , ein

ähnliches Glück haben müßten . Das war eben ein Glück für

jene , und das Glück vertheilt bekanntlich seine Gaben blind . Ueber-

haupt dürfen Bestimmungen , die eine Ungerechtigkeit

enthalten , nicht zu Konsequenzen gezogen werden . Ich will

die betreffenden Vorschriften des Staatsgrundgesehes nicht

tadeln , obgleich ich in ihnen eine Ungerechtigkeit gegen die Be¬

rechtigten finde . Sie mochten durch die Umstände zur dama¬

ligen Zeit gerechtfertigt sein . Die Umstände haben sich aber

geändert , auch sind wir jetzt auf dem Boden der Gesetzgebung,

und da müssen wir stets gerecht  sein . Jener Satz käme

mir aber in seiner Logik auch eben so vor , als ob man sagen

wollte: „weil die Gmsherren , wo der Heimfall noch bestand,

nur den 16 -fachen Betrag bekommen haben , also ist es billig,

daß auch die Andern nicht mehr bekommen . Wenn nun aber

gar angeführt wird , daß doch auch solche Gutspflichtige , wo

der H .' imfall nicht mehr bestand , die Dienste  staatsgmndge-

setzlich mit dem 16 -fachen Betrage sollen ablösen können , so

spricht daS grade gegen die Ausdehnung des Ausschusses,

mir deucht es wenigstens billig , zu sagen : sie mögen sich mit

diesem Glücke begnügen , und nur Vas Uebrige  nach den,

doch immer noch sehr billigen Sätzen des Entwurfes bezahlen.

Meines Erachtens spricht also weder die Gerechtigkeit

noch die Billigkeit für den Antrag des Ausschusses . Zch

glaube , man kann noch weiter gehen , auch die Politik  spricht:

dagegen.
Meine Herren , die Regierung wird eine solche Reduction,

wie sie der Ausschuß vorschlägt , schwerlich annehmen . Schon

auf dem vereinbarenden Landtage hat sie sich dieser Berech¬

nung des Werthes der Naturalprastation  widersetzt . Es

ist freilig in dem Berichte gesagt ; dies sei geschehen , weil

man die Consequnzen nicht habe übersehen können . Daß aber

die Regierung ihre Ansicht nicht geändert hat , beweist eben



8L

der Entwurf . Wenigstens hat sie gezeigt , daß sie auch jetzt
noch die Gefahr dieser Konsequenzen nicht glaubt übersehen
zu können . Und dies möchte auch ganz richtig sein . Die
Regierung kann und wird aber um so weniger auf den An¬
trag des Berichtes eingehen , weil der Ausschuß jetzt noch
weiter  gegangen ist , als der vereinbarende Landtag . Da¬
mals war nur von Diensten  und Nal urja lpr äst a ti o ne n
die Rede , der Ausschuß nimmt nun noch gar die Geldleistun¬
gen hinzu . Wollte die Regierung nun aber schon damals nicht
auf das Wenigere eingehen , so wird sie es jetzt noch viel
weniger auf das Mehr . Die Politik aber muß uns veran¬
lassen , aus den Gründen , die der Abg . Linde mann  ange¬
führt hat , das Ablösungsgesetz der Regierung so vorzulegen,
daß sie kein Bedenken hat , es anzunehmen.

Die Zeit des jetzigen Ministeriums möchte nur noch eine
recht kurze sein . Ich glaube , es ist gut , daß hier keineswegs
zu weit gegriffen werde , damit wir erhallen , was wir wün¬
schen , und nicht auch hier in den alten Fehler verfallen , das
Bessere zum Feinde des Guten zu machen . Selbst die , welche
nicht meine Ansicht thcilen , könnten , glaube ich , aus politi¬
schen Gründen für meine Ansicht stimmen.

Dem Zusatz zu L ., betreffend Dienste , die ohne Entschä¬

digung wcggefallen sind , stimme ich bei.
In Bezug auf das , was der Abg . Lindeman  n

gesagt hat,  hätte ich gewünscht , daß der Antrag auf
Vertagung der Debatte darüber Gehör gefunden hätte , in¬
dem mir die Verhältnisse nicht klar genug sind . Darin stimme

ich mit dem Herrn Lindemann  überein , daß sein Antrag
eine Revision  der Verträge nicht bezweckt , auch keinen

Eingriff in das Vertragsrcchl enthält . Zweifelhaft hat mich
aber etwas gemacht , was der Herr Lin bemann  gerade zur
Befürwortung seines Antrages mit anführte.

Er erzählite nämlich eine Geschichte als Beispiel , die so
heraus kam , daß , nachdem die Leute so schrecklich hoch ab¬
gelöst halten , ihr Wohlstand dermaßen gestiegen wäre , daß
sie (nach der Ablösung ) Kapitalien von Tausenden gehabt.
War ihr Wohlstand nach der Ablösung so gestiegen , so möchte
daraus doch wohl hervorgehen , daß die Ablösung nicht so
entsetzlich drückend sei.

Abg . Strackerjan : Meine Herren ! Ich bin bei die¬
ser Sache in einer eigcnthümlichen Lage , denn ich kann die
Anträge des Ausschusses , die er zu §. 1. des Art . 13 . gestellt
hat , nicht empfehlen , will sie aber auch nicht bekämpfen.
Was ich dagegen sagen könnte , hat der Abg . v . Finckh schon
gesagt . Ebensowenig aber wie die Anträge des Ausschusses
möchte ich unbedingt die Ansätze des Entwurfs empfehlen ; da
ich aber keinen bessern Vorschlag machen kann , schweige ich
darüber . Indessen wenn die Vorschläge , die hier vom Aus¬
schüsse gemacht sind , auch für die Ablösung derjenigen Grund¬
gefälle gelten sollen , welche etwa künftig begründet werden,
wie das nach tz. 2 . und dem vom Ausschuß beantragten Zu¬
satz keinen Zweifel leiden kann , — so scheint mir dies sehr
gefährlich zu sein . Es ist nemlich bei Art . 23 . gesagt , — da
muß ich von der Erlaubniß des Herrn Präsidenten Gebrauch

machen , diesen Paragraphen mit hier hereinzuziehen , — bei
Erbpachten und denselben gleichzuachtenden Verhältnissen solle
ene IE -— 25fache Entschädigung eintrcten . Ich zweifle nun
nicht daran , daß das am Ende auch angenommen wirb , und
wenn diese Bestimmung dann auch für die Zukunft gelten
soll , so wird bei allen Erbpachten , die noch geschlossen wer¬
den , der Erbverpächter sich fragen und sich fragen müssen:
wie hoch mußt du die Erbpacht bestimmen , um bei einer Ab¬
lösung der Erbpacht soviel dafür zu erhallen als der jetzige
Werth des Grundstücks beträgt . Namentlich wenn es unkul-
tivirre Grundstücke sind , wird er darauf gefaßt sein müssen,
bei einer Ablösung der Erbpacht nur den 16 -fachen Betrag
des Erbpachtgeldes oder der Grundheuer als Entschädigung
zu erhalten . Er wird also für ein Grundstück , welches 16
Thlr . werth ist , einen Thaler Erbpacht fordern müssen , um
sicher zu sein . Ist ein Grundstück 100 Thlr . werth , so würde
er darnach 6 ^ Thlr . fordern müssen , wahrend , wenn zum
25 -fachcn Betrage abgelöst werden konnte und müßte , er künf¬
tig nur 4 Thlr . Erbpacht fordern brauchte , um bei der Ablö¬
sung den Werth des Grundstücks zu erhallen . Durch diese
Bestimmung würde also der Erbpächter gezwungen werden,
eine größere Erbpacht zu übernehmen , er würde dadurch nicht
blos von An ' ang an leiden , sondern auch schwerlich je in den
Stand gesetzt werden , ablösen zu können . Ich glaube also,
daß für die Verträge , welche erst künftig abgeschlossen werden
sollen , nicht die Bestimmungen gelten können , die tz. 1 . vom
Ausschuß beantragt sind , wohin demnächst auch die Bestim¬
mungen über den Erbpacht fallen ; ich glaube vielmehr , daß
bei allen derartigen Verträgen , wodurch Grundlasten begrün¬
det werben , die Ablösungssumme nur so wird bestimmt wer¬
den könne , wie zur Zeit der Ablösung der landesübliche Zins¬
fuß ist. Eine bestimmte  Summe möchte ich überhaupt nicht
festgesetzt haben , denn wird danach der Zinsfuß höher , mithin
bas Ablösungscapital niedriger als nach dem landesüblichen
Zinsfüße , so muß der Erbpächter soviel Erbpacht mehr über¬
nehmen , um dem Erbverpächter sein Kapital , welches im
Grundstück steckt, zu verzinsen . Ist der Zinsfuß niedriger , so
wird die Rente dadurch unahlösbar , waS das Staalsgrund-
gesetz verbietet und was auch diesem Gesetze entgegcnsteht.
Ich möchte daher Vorschlägen , daß nach tz. 1 . folgende Be¬
stimmungen eingeschaltet werden:

ß . 1 . s . Bei Ablösung solcher Grundlasten , welche un¬
ter die Bestimmungen dieses Gesetzes fallen und erst
nach Erlassung desselben uegründet weiden , wird das
Capital nach dem zur Zeit der Ablösung landüblichen
Zinsfüße in der Weise bestimmt , daß die landüblichen
Zinsen des Ablösungscapitals dem Geldwerthe des
jährlichen Reinertrades der Berechtigung gleich kom¬
men.

Wird dieser Antrag angenommen , so wird dadurch auch
eine Aenderung in der Fassung des § . 1 . etwa dahin nöthig
werden , daß im Eingänge gesagt werde:

„Bei Ablösung bereits bestehender Berechtigungen be¬
trägt das Capital " rc.
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Es würde dies indeß wohl keiner Abstimmung bedürfen,
vielmehr dem Ausschüsse lediglich zur Berücksichtigung an¬
heim zu geben sein.

Abg . Wibel I. : Gehört der Antrag nicht zu tz. 2 . ?
Abg . Strackerjan : Ich habe ihn hier zur Sprache

gebracht , weil ich fürchtete , man möge demnächst sagen , er
hätte eigentlich zu tz. 1 . vorgcbracht werden sollen . Ich bin
ganz damit einverstanden , wenn diese Sache bei der Bera-
thung über tz. 2 . zur weiteren Verhandlung kommt.

Abg . Mölling : Ich habe den Antrag des Abg . Lin¬
dem« nn  unterstützt , und wollte nur mit zwei Worten für
denselben sprechen . Der Antrag schien mir im Augenblicke
allerdings seine Bedenklichkeiten zu haben , weil er in vollen¬
detes Recht und Verträge eingreift . Dies Bedenken scheint
aber zu schwinden , wenn man erwägt , daß der Berechtigte
in dem vorliegenden Falle der Staat ist . Das Recht des
Staates wird nicht verletzt , weil er ja selbst im Wege der

Gesetzgebung sei» Recht aufgeben kann , weil der Landtag ein
Ablösungsgesetz mit ihm vereinbaren kann , wodurch auch der
Staat gegen das Land sicher gestellt wird . Auf die Eutiner
Verhältnisse will ich nicht näher eingehen , ich bemerke nur,
daß der Antragsteller warm für die Verpflichteten geredet hat,
er ist ihr Anwalt , er kennt genau ihre Verhältnisse . Um so
mehr ist es wünschenswerth , daß ich auch ein Wort sage , weil
ich in dieser Hinsicht unbefangener bin, und ich muß bemer¬
ken , daß ich als Beamter diese Verhältnisse genau kennen ge¬
lernt habe , und daß sie der Abg . Linde mann  ganz richtig

geschildert hat . Die Naturaldienste sind in langen Jahren
nicht mehr geleistet , sondern dafür durch Verträge von Zeit
zu Zeit Entschädigung stipulirt . Lurch Liese contraktli-
chen Feststellungen kam nur die Thaisache heraus , vaß auf
der einen Seite die berechtigten Güter und Vorwerke diese
umfangreichen Dienste nicht mehr gebrauchen konnten , auf der
andern Seite die Verpflichteten nicht mehr in der Lage wa¬
ren , diese Dienste zu leisten . Sie halten ihre Wirihschaft so
geordnet , daß sic unermeßlichen Schaden gehabt haben wür¬
den,  wenn sie diese Dienste hätten in natura wieder überneh¬
men müssen . So stand die Sache , sie konnten sich von Lie¬
sen Diensten nicht befreien . Der Berechtigte hatte eine Forde¬
rung , die er , wenigstens in dem geforderten Umfange , bei Wei¬
tem nicht gebrauchen konnte . Er konnte sie aber fordern und
wenn solchemnach die Naluraldienste wieder hergestellt wä¬
ren , und die Last übernommen wäre , würde manches Bau¬

erngut dadurch ruinirt sein.
Es ist also sicher , daß die Ablösungsverträge nicht aus

freier Willcnsbestimmung hervorgingen , nicht dem wahren
Verhältnisse entsprechend waren . Die ungemessene Forderung,
die Drohung von der einen , und die Furcht von der andern
Seite bewirkten den Abschluß ; und darum muß ich dem An¬

träge das Wort reden . Deshalb habe ich mich auch bewogen
gefunden , den Antrag zu unterstützen , und glaube auch , daß
er mit keiner Gefahr für den Staat gefunden ist. Wenn man
die Verhältnisse erwägt und die moralische Seite der Frage

ins Auge faßt , so scheint cs mir durchaus wünschenSwerth,

daß ein solcher Antrag zum Beschluß erhoben werde . Es
kommt noch ein Grund hinzu , den Staat gegen die Näch¬
theile der Ablösung zu schützen : die vermehrte Sieuerkrast der
Güter ; die abgelösete Rente bahnt den Weg zu gleicherer
Steuervertheilung.

Wenn der Herr v . Finckh sagt : Die Stelle wäre im
Wohlstände gestiegen durch die Ablösung und also gewiß sei,
daß sie so nachtheilig nicht gewesen sein könne , nicht sein
müßte , so beweist es nur , wie viel Kraft diese Stelle hatte , und

den großen Druck des Naturaldienstes , nach dessen Ablösung die
Stellen erst emporkommen.

Ich möchte daher bringend wünschen , daß dieser Antrag
grade der Eutinischen Verhältnisse wegen zum Beschluß erho¬
ben würde.

Abg . Pancratz : Zuerst möchte ich bemerken , daß da¬
durch , daß Erbpachten unter diesem Artikel nicht mit begrif¬
fen sein sollen , nicht im Allgemeinen gesagt werden soll , daß
alle Verhältnisse , welche den Namen Erbpacht tragen , hier
ausgeschlossen sind ; ich bin vielmehr der Meinung , daß das,
was in den Münsterschen Kreisen unter dem Namen Erb¬

pachten bekannt ist , unter dielen Art . 13 . gehört . Bei den
Meisten , die aus einem ursprünglichen Eigenthumsverhältniß
hervorgingcn , ist es wohl unzweifelhaft , daß auch bei der . .

. . . Erbpachtordnung . . .
. . . da liegt offenbar ein Gutsherrlichcs Verhaltniß vor
und ich glaube auch , daß die Erbpachten , die später geschlos¬
sen und ausdrücklich dieser Erbpachtsortnung unlirworfensind,
unter diesen Art . 23 . fallen müssen . Dann muß ich bemerken , daß
die Vorschläge des Auslchusses nach meiner Meinung nach dem
Sl - .G .- Gesetz gerechtfertigt erscheinen . Es sind freilich nicht
alle hier so zwingend vorgeschrieben , gehen aber noch immer
aus der Ansicht hervor , die im Staatsgrundgesetz und bei
Abfassung desselben vorgewaltet haben ; namentlich ist hier , bei
diesen Geld - und Naturalgefällen , welche unverwandelt noch
bestehen , ausdrücklich in den Motiven deS Enlschädigungs-
gesetzes tz. 7. in der zweiten Abtheilung gesagt , daß solche
Gefälle , wenn sie ihrer Qualität und Quantität nach noch
fortbestehen , auch ungeachtet dessen , daß sie später vertrags¬
mäßig als Rente . . . . sind , billigerwcise den Grundsätzen
unterworfen werben müssen . Den Lindemann  sehen Antrag
habe auch ich unterschrieben : Daß durch diese Unterschriften

finde ich nicht ; es kann kein Präjudiz sein , daß sie unterschrie¬
ben , eine Ungerechtigkeit kann keineswegs darin liegen , weil
der Staat hier contrahirend ist , und wenn dieser cs annimmt,
kann von Ungerechtigkeit keine Rede sein . Daß aber in den
letzten Jahren , seit mehrern Jahren , grade solche Dienste und
Lasten unverhältnißmäßig abgelöst sind , besonders unverhält-
nißmaßig hoch , wenn man auf das St - G .- Gesetz Rücksicht
nimmt , ist mir allerdings bekannt . Bei uns sind viele Fälle
vorgekommen , wo der Reinertrag für den Staat im Durch¬
schnitt keine 24 Grote war . Ich habe also diesen Antrag un¬
terstützt , und glaube , daß der Staat durch dessen Annahme
nicht verkürzt wird.
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Abg . Wibel I - : Meine Herren , was zunächst den
Antrag des Abg . Lindemann betrifft , so haben Sie von
zwei Seiten für diesen Antrag sprechen gehört . Von der ei¬
nen Seite wird ihnen der Antrag empfohlen durch den An¬
walt dieser Pflichtigen , der ihnen geholfen hat in einer Reihe
drangsalsvoller Jahre ; von der andern Seite haben Sie den
Mann darüber gehört , der die Forderungen des Staates gel¬
tend zu machen hatte gegen sie , als Amtmann von Eutin.
Beide haben dem Antrag das Wort geredet , und es würde
daher meines Wortes kaum mehr bedürfen . Nur das möchte
ich noch bemerken , wenn der Abg . v . Finckh sagt , es sei
doch auffallend , daß die Grundstücke so gestiegen sind im
Werth nach der Ablösung , also trotz des hohen Dienstgeldes,
so ist das kein Beweis . Daraus sehen Sie nur das furcht¬
bar Verderbliche des Natura '.dienstes . Tag für Tag mußte
der Pflichtige mit 4 Pferden und Knecht und Magd auf dem
Hofe sein, sein eignes Feld konnte er nicht bewirtkschaften ; das
konnte erst verbessert werden nach der Ablösung . Was nun
die Anträge des Ausschusses anbetriffk , so ist vorzüglich der
Satz unter 1 ) b . angegriffen worden , und grade für diesen
Satz bin ich so oft schon auf dem konstiluirenden Landtage
in die Schranken getreten , und thue es heute wieder mit al¬
lem Eifer , den ich stets dafür gezeigt habe , das heißt , mit dem
Eifer für die Gerechtigkeit.

Der Abg . v . Finckh fordert mich auf , die Hand aufs
Herz zu legen . Das thue ich nicht , meine Herren , denn dann
wäre das Herz bedeckt ! Die Gerechtigkeit soll gefördert wer¬
den , und die fordre ich offen gegenüber dem Unrecht . Auf
dem ersten konstituircnten Landtage habe ich nicht durchdrin¬
gen können , weil das Merkmal des juristischen Rechts , wel¬
ches die Theoretiker aufstellen in ihren Lehrbüchern , für den
Gutsherrlichen Verband : der Heimfall , die Regel ausmachen
sollte . Aber , meine Herren , wie weit hier das Leben abweicht
von deir Büchern , daß beweist Ihnen jedes Wort , welches
mein geehrter Freund hier neben mir geredet bat.

Die Pflichtigen in Eutin , von denen er Ihnen erzählt hat,
waren sicherlich Knechte wie Jemand , wenn sie täglich mit
Magd und Knecht und 4 Pferden auf dem Hofe Dienste lei¬
sten mußten , und da bestand gleichwohl kein Heimfall , kein
Men ch dachte an einen Heimfall , aber daß sie Gutspflichtige
waren , das wußte Jedermann.

Es ist genug , daß die , welche dem Heimfall unterworfen,
alw weniger frei waren , mit einem Male nach Erlassung des
Slaalögrundgesetzks ihre Dienste unterließen , während dessen
die Anderen , die schon freie Männer gewesen waren , fortdie-
nen mußten bis zur Ablösung . Nun sollen sie auch noch ein
zweites Unrecht leiden dadurch , daß ihnen für ihre Natural¬
leistung eine höhere Ablösungssumme auferlegt wird ? Der
Abg . v. Finckh sagt freilich , die Konsequenzen müssen wohl
da lein , denn der Entwurf habe die Herabsetzung auf den 16-
fachen Beirag nicht angenommen . Ich darf und kann hier
nichts glauben , als was ich sehe, die Konsequenzen sollen mir
nachgewiesen werden . Wenn es heißt , es würde hier und da
auch schwierig sein zu erkennen , ob Gutshörigkeit vorhanden

gewesen sei oder nicht , so berufe ich mich auf den Abgeord¬
neten von Eutin , der im dortigen Fürstenthum alle die Pflich¬
tigen kennt , bei denen kein Heimfall war , und er wird be¬
zeugen , daß jener Beweis dort wenigstens sehr leicht zu füh¬
ren ist . Da ist fast keine Dorfschaft , von der nicht Brief und
Siege ! besteht , in dem gesagt wäre , daß sie geschenkt ist ei¬
nem Bischof von einem frommen Herren aus Holstein , damit
sie dem hochwürdigen Herrn die knapp gestellten Tafelgelder
vermehren helfe durch ihre Leistungen und Dienste.

Daß wir aber an Consequcnzen , die uns hindern könn¬
ten , nicht denken dürfen , wenn sie uns nicht vorgelegt sind,
ist klar . Schlimm wäre es freilich , wenn sie uns jetzt nicht
vvrgelegt waren , wie es überhaupt schlimm ist , daß wir unS
nicht in der Lage befinden , Rückäußerungen von der Staalsre-
gierung zu hören auf das , was wir beantragen und wünschen;
indessen das können wir nicht ändern . Freilich können wir
voraussetzen , es wird dann nach diesen etwa entgegengestan¬
denen Consequenzen erst Nachfrage gehalten werden müssen,
ob sie vorhanden sind oder nicht , oder aus welchen Gründen
sonst die Commission diesen Satz ausgenommen hat ; nun das
mag dann geschehen . Herr v . Finckh hat darauf hingewie¬
sen , wir dürsten die Zeit nicht aufwenden , es könnte unser
Werk darüber scheitern . Ich glaube das ist durchaus nicht
richtig ; ich sehe klar , daß wir unser Werk nicht fördern wer¬
den , wenn die Fälle eintreten , die Herr v . Finckh sich vor¬
zustellen scheint ; wir erhalten keine Rückäußerung , bis die
sogenannte Hauptfrage , die den Landtag beschäftigen soll , ent¬
schieden ist ; ob es dann ein paar Tage früher oder später
geschieht , ist gleichgültig ; ob Art . 13 . in diesem Satze noch
eine Rückäußerung nöthig macht oder nicht , ist völlig indiffe¬
rent , das könnte nicht der Beweggrund sein , uns zu veran¬
lassen , ein Unrecht zu thun , ja ein Versprechen nicht zu er¬
füllen , denn ein Versprechen ist gegeben , es steht klar und
deutlich im Protokoll des konstiluirenden Landtags ; dort steht:
es soll Jedem das Recht gleich gewährt werden , dem Einen
wie dem Andern , wenn nicht besondre Hindernisse entgegen
stehen . Die Hindernisse sollen uns nachgewiesen werden . Die
Regerung sei doch augenscheinlich anderer Meinung gewesen?
Das gebe ich zu , eine Regierung aber wird nicht grundlos fein
wollen . Wir sollen das Bcssre nicht in Gefahr bringen , um
das Beste zu erlangen ? Ich kann nicht einiehen , daß von
einem Bessern oder Besten die Rede ist , wo cs sich nur um
Gerechtigkeit handelt . Ich muß Ihnen dringend empfehlen,
meine Herren , erwägen Sie ernst , prüfen Sie genau ; Sie
gerathen hier in Gefahr einen Beschluß zu fassen , der einen
Schrei deS Unwillens zu erregen im Stande ist in einem
Landestheile ^ welcher sich gefreut hat , als andern Landestheilen
die Lasten abgenommen wurden ; der nicht mit mißgünstigen
Augen hingeblickt hat , als jene befreit wurden ; der sich ge¬
nügen ließ an der Verheißung : „ Das wird auch Euch gesche¬
hen . " Fassen wir einen anderen Beschluß , meine Herren , dann
wäre cs allerdings andre Zeit , wie Herr v Finckh sagt,
als damals , als wir das Staatsgrundgesetz machien , was
Herr v . Finckh nicht gerade tadeln will . Ja es wäre an-
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dere Zeit . Diese andere Zeit aber wäre die Zeit des Un¬

rechts !
Regierungskommissar Runde : Ich kann zwar nicht

näher darauf eingehen , inwiefern die Staatsregierung bei

hrem Vorschläge ich dem Entwurf beharren oder auf den

Antrag des Ausschusses eingehen wird , aber nur einige allge¬

meine Bemerkungen erlaube ich wir . Wenn der Betrag , der

im Entwürfe angenommen ist , vielleicht zu hoch schien aus

dem Grunde , weil der Verpflichtete vom Berechtigten nach dem

Entwurf zur Ablösung gezwungen werden könnte , so fällt

offenbar dieser Grund weg , wenn angenommen wird , daß
nicht der Berechtigte , sondern nur der Verpflichtete auf Ablö¬

sung antragcn kann . Man kann nämlich viel eher einen

höheren Betrag der Ablösungssumme annehmen , wenn nur

der Verpflichtete auf Ablösung antragen kann , weil cs ihm

dann frei steht , einen günstigen Zeitpunkt abzuwarten , in welchem

er das Kapital zur Ablösung in den Händen hat , oder wo der

Zinsfuß für ihn günstiger steht.
Also wenn das angenommen wird , daß der Berechtigte

mcht auf Ablösung antragen kann , so könnte um so eher ein

höherer Betrag der Ablösungssumme angenommen werden.

Der zweite Punkt , den ich bemerken wollte , ist der , daß aller¬

dings bei den Verhandlungen des ersten Landtags gesagt ist,

daß Naturalien , welche aus frühern gutsherrlichen Verhält¬

nissen herrühren , nicht auch wie Dienste zum 16fachen Be¬

trage würden abgelöst werden können , daß dies wenigstens
nicht ins Staatsgrundgcsetz gleich ausgenommen werden könnte,

weil man die Folgen nicht übersehen könnte . Ob solche Eon-

fequcnzen , die man damals fürchtete , noch nachgewiesen werden
könnten , will ich noch dahingestellt sein lassen . Jedenfalls

aber hat der Ausschußbericht nicht wohlgethan , wenn er von

Naturalprästationen gleich auf Geldprästationcn übergeht , und

diese auch zu dem Ibfachen Betrage . Bon Geldprästationen

ist bei jenen Verhandlungen nie die Rede gewesen . Ueberhaupt

scheint diese Bestimmung auf Geldprästationen gar nicht An¬

wendung finden zu können , denn es ist zu bemerken , daß

hier von Lasten die Rede ist, welche , wie es heißt:
,/erweislich aus solchen Verhältnissen unvcrwand elt

herrühren " .
Bei Geldprästationen kann man von Verwaltungen überall

nicht wohl sprechen , denn schwerlich wurden sie je in Dienste
oder Naturalien verwandelt , also Geldprästationen scheinen

jedenfalls nicht hierher zu gehören und kein Grund vorzu¬

liegen , sie zu einem andern Betrag abzulösen , wenn sie aus

gutsherrlichen Verhältnissen herrühren , denn ob ich 4 Rthlr.

schuldig bin aus einem frühern gutsherrlichen Verhältniß , oder

ob ich sonst 4 Rthlr . zu bezahlen habe , scheint ganz gleich zu

sein . Bei dieser Gelegenheit will ich übrigens im Allgemeinen

noch darauf aufmerksam machen , zu welchen Folgen das Zu-

rückgehen auf ein früheres gutsherrliches Verhältniß führen

kann . Die Folge davon , meine Herren , wird sein , daß in jedem

Falle , wo nur irgend scheinbar ein Grund vorliegt , der Ver¬

pflichtete behaupten wird , es habe ein gutsherrliches Verhält¬

nis ! Vorgelegen . Mnn es nur irgend zu vermeiden

ist , so sollte man hierauf nicht zurückgehen , sondern einen

allgemeinen billigen Ablösungsfuß aufstellen ; nicht die Leute

verlassen , in jedem Falle langwierige Processe zu veran¬
lassen.

Abg . Wibel II . : Meine Herren , nachdem der Linde-

mann ' sche  Antrag von ihm selbst so ausführlich motivirt

worden ist , nehme ich über die Sache das Wort nicht mehr,

um die Motive zur Begründung noch zu verstärken ; da aber

von verschiedenen Seiten vorhin die Bitte gestellt worden war,

daß die Debatte über diesen Antrag vertagt werden möchte,
so werden Sie mir cs zugestehen müssen , daß ich auch noch

das geringe Gewicht in die Waage lege und bewahrheite,

was von dem Abg . Linde mann  gesagt worden ist . Ich

kann Ihnen dies theils aus meiner eignen Erfahrung bestä¬

tigen , und kann noch hinzufügen , daß die vom Abg . Linde¬
mann  angeführten Akten auch von mir nachgesehen worden

sind und daß sie die Beweise enthalten . Ich schließe mich also

dem Lind emann ' schen  Anträge an , und empfehle Ihnen

diesen mit dem Gewichte , das ich noch in die Wage lege,
denselben anzunehmen.

Präsident : Die Diskussion über tz. 1 . Art . 13 . ist ge¬

schlossen , vorbehältlich des letzten Wortes des Berichterstatters,
wenn er solches wünscht.

Abg . Wibel I . : Nur zwei Punkte möchte ich mir zu

berühren erlauben . Zunächst wenn vom Regierungstische er¬

wähnt worden ist , die Ablösung sei jetzt durch Beschluß des

Landtags nur in die Hand des Verpflichteten gegeben , und

daß bas ein Grunv wäre , den Ablösungsfuß beizubehalten , so

gebe ich zu , das Unrecht ist nicht so groß , wenn man zur

Ablösung nicht gezwungen werden kann nach dem ungerechten

Fuße . Aber es ist mir doch wenig geholfen , wenn ich ge¬

zwungen werde , in naMrs fortzuleisten , weil ich nicht zu dem¬

selben Preise ablösen soll als Andere . Daß auf Geldprästa¬
tionen der Grund für den Zusatz ,/U n v e rw an de lt " nicht

angewendet und daher Geldprästationen hier nicht hineinge¬

zogen werden könnten , kann ich auch nicht zugebcn ; es hat
dieser Satz die Bedeutung : Es soll dasjenige , von welchem

ganz gewiß ist, daß es die alte gutsherrliche Last ist , abgelöst

werden wie reine  Gutspflicht . Wenn aber in einem Vertrage

für Ablösung des gutsherrlichen Verbandes Gegenleistungen

versprochen sind , so kann es zweifelhaft sein , ob das , was

versprochen war , nicht gegeben ist für die Ablösung des Ver¬

bandes , so daß also eigentlich von Ablösung der Rente die

Rede wäre , die unter eine andere Rubrik gehörte , wo aber

nachgewiescn werden kann,  es ist ursprünglich das

rein gutsherrliche Gefall mit darunter aufgeführt ; da soll die

Gerechtigkeit geübt werden , sei es Geld , Korn oder Dienst,

daß diejenigen , welche keinen Heimfall mehr gehabt haben,

nicht härter behandelt werden als die andern , mit einem

Worte , daß die Bewohner des alten Herzogthums und deS

FürstenthumS Eutin den Bewohnern der Kreise Vechta und

Cloppenburg gleich behandelt werden . Auch dort haben die

Gutspflichtigen ihre Geldprästationen zum 16fachen Be¬

trage abgelöst . Warum denn hier nicht ebenso ? Der Ein-
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wand , daß , wollten wir diesen Grundsatz feststellen , Alle sich
auf gutsherrlichen Ursprung ihrer Lasten berufen würden , wo
nur irgend ein Schein dafür wäre , um nur wohlfeiler davon
zu kommen , der ist auch am constituirenden Landtage mir ent¬
gegen gehalten , dort aber mit mehr Grund . Denn dort han¬
delte es sich um die augenblickliche Weigerung unter Vorbe¬
behalt der Entschädigung . Hier aber sollte ein so weit aus-
aussehendcr Prozeß angefangen werden , blos um einige Pro-
cente am Ablösungsfuße zu ersparen ? und wäre die Behaup¬
tung so schwer , es existirte ein Heimfallsrecht ? sie ist aber gewiß
unwahr nicht vorgckommen . Ich kann mich also nicht über¬
zeugt halten , daß etwas cntgegensteht , die Gerechtigkeit zu
üben , welche der Ausschuß im Anträge unter 1. b . fordert.
Ich habe aber als Berichterstatter des Ausschusses noch auf
eine Bemerkung etwas zu erklären , welche der Abg . Pan-
cr atz angeregt hat und hätte mir dieses sonst beiZ . 23 erlaubt.
Was nämlich die Erbpachten des Münsterlandcs betrifft , so
wird den Herren nicht Allen bekannt sein , wie es sich dami
verhält , lassen Sie es mich kurz sagen : Zn den Kressen
Vechta und Cloppenburg , als sie noch dem Bisthum Mün¬
ster angehörten , bestand die Härte der Leibeigenschaft und
wurde nicht ohne Härte geübt , aber unter einer milden

Staatsregierung nach dem alten Spruche : „Unter dem
Krummstabe ist gut wohnen " . Da bei der bischöflichen Ge¬
setzgebung schon längst der Gedanke rege geworden , wie
unchristlich die Leibeigenschaft des Einen gegen den An¬
deren sei , so sah man sich veranlaßt , ein Gesetz zu erlassen,
freilich nicht um die Leibeigenschaft auszuheben mit einem
Federstrich , dazu waren die Inhaber dieser Rechte zu mäch¬
tig dem Bischof gegenüber , aber wenigstens den Weg anzu-
bahnen zum billigen Ausgleich . Das war diese Erpachisord-
nung , vorgeschrieben eigentlich nur als Muster für diejenigen,
die billig sem wollten mit ihren Hintersassen , die ihnen ein
besseres Verhältniß geben wollten , vorgeschrieben aber auch
für diejenigen , die ganz auf ' s Neue ein solches Verhältniß
errichten wollten.

Ob der Zweck durch die Erbpachtordnung ganz erreicht
wurde in allen Beziehungen , darüber ist man verschiedener
Meinung . Die Knechtschaft hörte auf , die Person wurde
frei , aber die Lasten sind zum Theile noch schwerer geworden.
Diese Erbpachtordnung wurde nun , als die Kreise Vechta
und Cloppenburg an Oldenburg übertragen waren , allgemei¬
nes Gesetz für alle Gutspflichtigen , die alten Leibeigenthums¬
ordnungen wurden aufgehoben und die Erbpachtvrdnung trat
an ihre Stelle . So galt nun die Erbpachtordnung in diesen
beiden Kreisen als Gesetz über die Gutspflicht . Es sind n n
aber allerdings auch Fälle vorgekommen , wo Stellen nicht
an den gewöhnlichen Anerben aus der gutsherrlichen Familie,
sondern an Andre , wie man cs nennt : oxnovagraüa nach der
Erbpachtordnung cingegcben worden sind , und da hat der
Abg . Panoratz  schon meine Ansicht dahin ausgesprochen,
daß diese Fälle nicht unter den dritten Abschnitt unsers ge¬
genwärtigen Gesetzes gehören dürsten , sondern nur unter die
Gutspfllcht . Dem kann ich nur beistimmen . Den Beweis da¬

von finden wir , wenn wir einen Blick hinein thun in ihr
Gesetz , die Erbpachtordnung . Darin finden wir gutsherrlichen
Eonsens zum Schuldenmachen , Aufsicht über die Bewirth-
schastung des Holzes u . s. w . überhaupt , abgesehen von per¬
sönlicher Knechtschaft , die Eigenthumsverhältniffe ganz analog
den Gutspflichtigen.

Präsident : Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Es
liegen zu §. 1 . des Art . 13 . zwei Anträge vor , erstens der
Antrag des Ausschusses , und dann der Zusatzparagraph des
Abg . Lindemann.  Der Antrag des Ausschusses lautet wie
folgt:

//Es wird beantragt , anstatt des §. 1 . s . zu setzen:
tz. 1. Das Kapital besteht:

1) in dem sechszehnfachcn Betrage des Geldwerthes des
jährlichen Reinertrages der Berechtigung

s . bei Diensten , welche erweislich aus einem guts-
oder schutzherrlichen , Hörigkeits - oder Unterthänig-
keits -Verband herrühren;

b . bei Geld - und Naturalgcfällen , welche erweislich
aus solchem Verhältnisse unverwandelt  herrüh¬
ren . Der Umstand , daß sic in einem Vertrage über
Ablösung des gutsherrlichen Verbandes unter den
übernommenen Leistungen dcS Pflichtigen mit auf¬
geführt stehen , soll an sich keine Vermuthung gegen
ihren unverwandtsten Fortbestand begründen ."

Daran würde sich der Lindemannsche  Antrag reihen,
der eigentlich zu tz. 1 . a. gestellt ist . Ich würde nun fragen,
ob wir hier nicht vielleicht über Ziffer 1 . ». st. v. besonders
abstimmen wollen , oder ob Sie wollen , daß der Ausschußan¬
trag im Ganzen , als an die Stelle des Paragraphen tretend,
zur Abstimmung kommen solle . Ich glaube , cs ist zweckmä¬
ßig , wenn wir nach den einzelnen Ziffern abstimmen.

Diejenigen Herren also , welche dafür sind , daß dieser
tz. 1 . heiße:

//Das Kapital besteht 1 ) in dem sechszehnfachen Be¬
trage des Geldwerthes des jährlichen Reinertrages der
Berechtigung

a. bei Diensten , welche erweislich aus einem guts - oder
schutzherrlichen , Hörigkeits - oder Unterthänigkeits-
Verbande herrühren " ,

bitte ich aufzustehen.
Dieser Antrag ist angenommen.
Zu b . :

„wird es zweckmäßig sein , getrennt darüber abzustim¬
men , und zwar zuerst , ob bei Naturalgefällen , und
dann ob bei Geldgefällen der gedachten Art die Ab¬
lösung zum sechszehnfachen Betrage eintreten soff."

Diejenigen Herren , welche nun dafür sind , daß es heiße:
„Das Kapital besteht in dem sechszehnfachen Betrage

b . bei Naturalgcfällen , welche erweislich aus solchem
Verhältnisse unverwandelt herrüdren . Der Umstand,
daß sie in einem Vertrage über Ablösung des guts¬
herrlichen Verbandes unter den übernommenen Lei¬

stungen des Pflichtigen mit aufgeführt stehen , soll
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an sich keine Vermuthung gegen ihren unverwan-
delten Fortbestand begründen",

bitte ich aufzustehen.
Er ist angenommen.
Diejenigen Herren, welche dafür sind, daß hier sub. d.,

wie sie vom Ausschuß vorgeschlagen, noch die Worte:
/,Bei Geldgefällen"

hinzuzufügen seien, bitte ich aufzustchen.
Der Antrag ist angenommen.
Diejenigen, welche den Antrag sub. c.:

//bei Renten, welche vor dem 2. August 1830 für Lei¬
stungen und Lasten übernommen sind, welche nach
Art. 59. Ziffer 2. g.—ä. des Staatsgrundgesetzes ohne
Entschädigung aufgehoben sind",

annehmen wollen, bitte ich aufzustehen.
Er ist angenommen.
Die Herren, welche die Bestimmung sub. Ziffer2. :

//bei Erbpachten und den im 3. Abschnitt dieses Ge¬
setzes ihnen gleichgestellten Verhältnissen, in dem —
bis — fachen nach den Bestimmungen des Art. 23."

annehmen wollen, bitte ich aufzustehen.
Er ist angenommen.
Endlich bitte ich diejenigen Herren, welche den 3. Antrag

Ziffer3.:
,/in dem zwanzigfachen  bei allen anderen Diensten,
Naturalgefällen und anderen Berechtigungen"

annehmen wollen, bitte ich aufzustehen.
Er ist angenommen.
Jetzt bringe ich den Zusatzantrag des Herrn Lindemann

zur Abstimmung. Diejenigen also, welche wollen, daß es
heiße:

„auch bei Ablösungsrenten— gleichviel ob Geldrente
oder Fruchtrente— die in >den letzten fünfzig Jahren
mit dem Staate , wo er Gutsherrschast war, vereinbart
sind",

bitte ich aufzustehen.
Er ist angenommen.
Wir gehen jetzt über zu Z. 2. dieses Artikels.
§. 2. lautet:

„Wenn und insoweit jedoch der Betrag des Kapitals,
womit eine Rente abgelöst werden kann oder soll,
bereits durch den Vertrag oder Entscheidung bestimmt
ist, bleibt diese Bestimmung maßgebend."

Referent Wibel I : II . zu tz. 2. :
//Mit der Bestimmung dieses tz. 2., auf welche im Land¬

tagsabschiede zum Entschädigungsgesetze besonderes Gewicht
gelegt wird, war auch der Landtag bei Berathung jenes Ge¬
setzes in so weit einverstanden, als er davon ausging, in den
Verträgen, in welchen eine Verabredung über die Summe,
mit welcher die Rente abgelöst werden solle, sich vorsinde,
sei in der Regel, um Jngrossationskosten sich zu entziehen,
nur zum Schein ein Rcntenvertrag abgeschlossen, während in
Wahrheit die Vereinbarung aus Kapital und dessen Verzin¬
sung gerichtet gewesen. Um so mehr kann der Ausschuß hier

im Ablösungsgesctze diesen§. zur Annahme empfehlen. Es
dürfte jedoch:

1) anstatt des Wortes: „bereits"  zu mehrerer Deut¬
lichkeit zu setzen sein:

„vor Erlassung des Staatsgrundgesetzes" ;
denn wenn durch das Staatsgrundgesetz Art. 59. Nr. 6. für
die Zukunft die Vertragsbestimmungfür ungültig erklärt
worden ist, daß eine Rente unablösbar sei, so muß auch die
Vertragsbestimmung nicht zugelaffcn werden, welche die Ab¬
lösbarkeit an andere Bedingungen knüpft, als welche das
Gesetz aufstellt, und aus diesem Grunde beantragt der Aus¬
schuß:

2) den Zusatz:
„Bei später geschloffenen Verträgen ist dies nicht
der Fall, sondern es tritt die Vorschrift des Ablö-
sungsgesctzeS ein."

Zur Erläuterung, meine Herren. Es ist nicht gut, Bei¬
spiele grell aufzustellen, aber es liegt doch klar hier auf der
Hand, wenn ich Ihnen eins stelle, welches der grellste in der
Möglichkeit der Fälle ist. Das Staatsgrundgesetzsagt, es
soll kein Grundstück mit einer unablösbaren Abgabe oder Lei¬
stung belastet werden. Nun gut, man geht hin und schließt
einen Vertrag dahin ab: die Rente ist 5 Rthlr., abgelöst
kann sie werden, weil das Staatsgrundgesetz es so will, aber
es soll nicht niedriger geschehen als mit ZOO Rthlr. Dann
ist das Gesetz zu einem leeren Papiere gemacht, darum ist
diese Bestimmung durchaus nothwendig. Es darf künftig
kein Vertrag Bedingungen vorschreiben; sobald Bedingungen
vorgeschrieben werden, unter denen nur gesehen werden kann, was
das Gesetz will, so ist das ein Widerspruch gegen das Skaats-
grundgesctz, es ist verfassungswidrig.

Präsident : Ich bringe jetzt den Antrag des Herrn
Strack erjan  zur Unterstützungsfragc. Es soll als Be¬
stimmung1. hier ausgenommen werden:

//§. I . s. Bei Ablösung solcher Grundlasten, welche unter
die Bestimmungen dieses Gesetzesfallen und erst nach
Erlassung desselben begründet werden, wird das Capi¬
tal nach dem zur Zeit der Ablösung landüblichen Zins¬
füße in der Weise bestimmt, daß die landüblichen
Zinsen des AbsösungscapitalS dem Geldwerthe des jähr¬
lichen Reinertrages der Berechtigung gleich kommen."

Ist dieser Antrag unterstützt?
Hinreichend unterstützt.
Abg. v. Thiincn : Meine Herren, ich glaube, wir müssen

hier in dieser Beziehung mit den Erbpächtern etwas vorsichtig
sein. Es ist ganz gewiß, daß wir auch künftig die Erbpäch¬
ter nicht werden entbehren können. Würden wir hier nun
sagen, auch alle künftigen Erbpachten sollen nach dem jetzigen
Ablösungsgesetz ablösbar sein, so würden wir damit Hervor¬
rufen, daß die Erbpachten nur übertrieben hoch abgeschlossen
werden könnten. Wenn sie bei Naturalgefällen oder nach
Abschätzung zu dem 20-fachen oder 16-fachen Betrage sollten
abgelöst werden können, so wird Niemand darauf eingehen,
Niemand wird ein Landstück in Erbpacht geben wollen, oder
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wird die Erbpacht wenigstens so hoch setzen , daß er im
schlimmsten Falle nicht einbüßen kann . Wir haben haupt¬
sächlich hier auch die Verhältnisse zu berücksichtigen , wie sie
in den Marschen sind.

Grade bei den Dörfern sind allenthalben die Grundstücke
geistliche , sie gehören zu den Pfarren oder Kirchen . Dem Ar¬
beiter , Handwerker und Gewerbetreibenden war es bisher fast
einzig nur dadurch möglich , sich ein Grundstück zu erwerben,
daß er Kirchengrundstücke in Erbpacht nahm . Diese Erbpach¬
ten sind in neuerer Zeit gewöhnlich in Naturalien festgesetzt,
um dem allmähligen Sinken des Geldwerthes entgegen zu
treten . Wenn die Naturalien nach dem vorher bestimmten
Ablösungsgesetze zu dem 20 -sachen Betrage ablösbar sind , so
würde ganz gewiß die Zustimmung zu solchen Vcrerbpachtun-
gen von Seiten der Gemeinden und der Behörden nicht er¬
folgen , nicht erfolgen können , denn diese sind ohnehin schon
sehr schwer zu erlangen gewesen . Ich habe nun geglaubt,
daß man diese Schwierigkeit vielleicht auf diese Weise vermit¬
teln könnte , da man gesetzlich kein Grundstück mit einer un-
ablöslichen Rente belegen darf , wenn man sagte : künftighin
darf in keinem Contracte eine höhere Ablösungssumme als
etwa der 28 -fache Betrag der Erbpacht festgesetzt werden , dann
wäre der Erbpächter gesichert , daß er nicht augenblicklich , wo
der Zinsfuß niedig ist , mit einem sehr kleinen Kapital abge¬
funden würde , was ihm eine bei weitem geringere Rente gäbe,
als sein Landstück ihm hätte bringen können , und es würde
dadurch möglich sein , es in Erbpacht auszugeben . Das Ecb-
pachtverhältniß ist für uns nicht zu entbehren ; cs ist auch,
so viel ich weiß , in keinem anderen Staate als eben hier
auf diese Weise aufgefaßt , und unter der Ablösung mit be¬
griffen , ich weiß wenigstens nicht , daß in irgend einer Ablö¬
sungsordnung das Erbpachtsvcrhältniß auf diese Weise aufge¬
faßt ist . Entbehren können wir es unter unfern Verhältnissen
nicht . Zn Nordamerika ist cs ein sehr widriges Verhältnis
es hat dort sogar zu aufrührerischen Scenen Veranlassung
gegeben ; aber dort ist es etwas anderes , dort kann Jeder für
2 Dollar ein Jück Land bekommen ; hier ist es aber ganz
unmöglich , Land anders zu bekommen , als auf diese Weise.
Wir müssen Bestimmungen zu treffen suchen , die auch dieses
Verhältniß ferner möglich machen . Ich glaube , daß durch
den Antrag des Abg . Strackerjan  auch noch nicht der
Erbverpachter gesichert ' ist , denn der Erbpächter wird gleich
ablösen , wenn der Zinsfuß niedrig ist , wenn er leicht zu Ka¬
pital kommen kann , und die Folge wird sein , daß Niemand
Land in Erbpacht ausgiebt . Ich bitte also , zu erwägen , ob
nicht diesem Uebelstande besser dadurch abgeholfcn werde , daß
man sagt , cs soll in Zukunft bei einer Erbpacht eine höhere
Ablösung festgesetzt werden können , die höher geht , als zum
28 -fachen Betrage der Erbpacht.

Präsident : Wünscht noch Jemand das Wort?
Referent Wibel I . : Als Berichterstatter will ich mir

noch ein Wort erlauben gegen die Bedenken , die der Abg.
v . THünen  vorgebracht hat , gewiß aus richtiger Würdigung
der Verhältnisse , die er dabei im Auge hatte . Aber ich
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glaube nicht , daß dies die Verhältnisse sind , die wir im
Auge haben müssen . Herr v. Thün en  hat gesagt , würde
die niedrigste Ablösung der Erbpachten möglich werden , so
würde der Canon sehr hoch bedungen werden . Das ist nicht
in Abrede zu stellen , aber eben so gewiß ist es , daß auf der
andern Seite das Uebel noch größer oder wenigstens ebenso
groß sein würde . Ich kann doch nicht glauben , daß Jemand
schon von vornherein durch das Ablösungsgesetz sich wird ab-
schrccken lassen ; wo solche Erbpachten bestehen , würde der
Besitzer ebenso gern verkauft haben , und setzt er den Canon
auf einige Thaler höher , dann weiß doch wenigstens der
Erbpächter klar seine Rechnung zu machen . Wrr dies frei¬
lich nicht thut , und zu leichtsinnig ist, dem ist nicht zu helfen.
Wir können dem Blinden die Augen nicht öffnen . Wenn
aber Herr v . Thünen  sagt , diese Verhältnisse kämen am
meisten in den Marschen vor , so habe ich im Gegentheil im¬
mer nur an die Haidegegenden gedacht . In den Marschen
kommt , so viel ich weiß , kein einziger Fall vor , wo unsere
Klassen Anwendung finden werden . Den löfachen Betrag
schlagen wir nur vor für die neuen Bauereien . In den
Marschen fiele das Bedenken also wohl weg , denn in den
Marschen wird nicht zu dem Illfachen Betrage abgelößt wer¬
den können . Der Abg . v . Thünen  hat ferner gesagt , an¬
dere Staaten hätten das nicht für nöthig gefunden . Ich
fühle wenig Beruf in mir , dem Abg . v . Thünen  hierin zu
widersprechen , aber ich fühle auch keinen Beruf , Diejenigen
zu vertheidigen , welchen diesen Unterschied verschuldet haben.
Warum hat man es geschehen lassen , daß in unserm Lande,
welches so überreiche Gelegenheit bietet , sich anzubaucn , so
wenig dafür gethan worden ist. Weil in diesem Lande unsere
Behörden bei der Vertheilung der Haiden mit großer Sorg¬
losigkeit verfahren hatten , weil sic die Gelegenheit ganz ver¬
nachlässigt halten , dabei für neue Colonisten zu sorgen . Die¬
ser Umstand schaffte uns dieses Proletariat der Erbpächter.
Mag also in andern Staaten eine solche Sorglosigkeit nicht
gewesen sein , wir haben uns aber helfen müssen durch dieses
Gesetz , und wahrlich wir thun gut daran , lassen Sie uns
nicht die neuen Verhältnisse wieder so werden , wie wir sie
vorfandcn bei Aufrichtung unseres Slaatsgrundgcsitzes ; las¬
sen Sie unS das Jahr 1848 nicht wieder heraufbcschwören.

Präsident : Der Antrag des Abg . v . Thünen  lautet:
zu tz. 2 . ist hinzuzufügen:

„Künftig kann in keinem Erbpachtscontrakt gültig
eine höhere Ablösung bestimmt werden als der 28fache
Betrag der Erbpacht ."

Wird dieser Antrag unterstützt.
Er ist unterstützt.
Abg . v . Thünen : Gegen die Bemerkung des Abg.

Wibel  I . habe ich noch zu erinnern , daß es keineswegs
meine Absicht ist , die Ablösung des Erbpachtverhältnisses zu
restingiren ; ich halte sie im Gegentheil ebenfalls für noth-
wendig und stimme dafür ; ich wollte nur verhindern , daß
nicht mit diesem Ablösungsgci 'etz zugleich große Nachtheile für
die Zukunft verbunden würden . Sie sagen , es gicbt in den

18
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Marschen kein solches Verhältnis wo ein noch nicht cultivir-

tes Grundstück in Erbpacht gegeben ist ; allerdings giebt es
sehr Viele , denn eine große Anzahl der Häuslinge , die längs
der Deichen wohnen , sind in dem Verhältniß . Sie nehmen

ausgcpüttete , noch nicht cultivirte Ländereien zu hohen Prei¬
sen in Erbpacht , und schaffen sich durch Schötungen , durch
Anfahren von Erde und schwere Arbeit erst ein kleines cultur-

fähiges Grundstück . Das sind Verhältnisse , die eigentlich noch
viel schlimmer sind , als in der Haide , und das wird immer

bleiben ; man wird künftig die Erbpächter schlimmer stellen,
weil man eben gezwungen ist, die Erbpacht zu steigern , wenn
man nicht festsetzt, daß die Ablösung in den Conlractcn eine

gewisse Summe nicht übersteigen kann ; nur dadurch wird eS
möglich gemacht , daß die Leute noch Grundstücke in Erbpacht
geben . Unsre kleinen Leute können aber nicht zu Eigenthume
gelangen ohne Erbpacht , da die Kaufpreise für sie zu hoch
sind ; wir müssen also eine Bestimmung treffen , daß die Erb¬

pacht möglich bleibt und bas Gesetz nicht schädlich wirkt.
Abg . Strackerjan : Ich möchte mir noch ein paar

Worte erlauben in Bezug aus das Verhältniß , in welchem

mein Antrag zu dem Ausschußantrage steht . Der Ausschuß¬
antrag will dasjenige , was für die Ablösung der bereits be¬

stehenden Verträge festgesetzt ist, auch für die künftigen festge¬
setzt wissen . Ich möchte nun eben das nicht empfehlen , nach

meinem Anträge sollen vielmehr für die Zukunft andere Be¬

stimmungen über die Ablösung getroffen werden . Die vom
Ausschüsse beantragte Bestimmung , baß künftig keine den Be¬

stimmungen dieses Gesetzes entgegenstehendcn Verträge ge¬
schlossen werden sollen , würde dem nicht entgegenstehen . Ich

stimme darin ganz überein , ich glaube auch , daß keine an¬
dere contractliche Bestimmung getroffen werden darf . Wenn

Sie cs aber für nothwcndig halten , mit dem Abg . v. Thü-

nen , dessen Antrag mit dem meinigen gar nicht in Wider¬

spruch steht , die Beschränkung hinzuzufügen , daß allerdings
die Ablösungssumme contractlich schon voraus bestimmt wer¬
den könnte , jedoch nicht über den Lssachen Betrag , so muß

ich das natürlich Ihrem Ermessen überlassen ; kann mich selbst
aber nicht damit einverstanden erklären , denn es ist immer

eine Beschänkung , und jede Beschränkung , die möglicherweise
mit dem landesüblichen Zinsfüße in Widerspruch steht , wirkt

hemmend ein ; wenn z. B . einmal der Zinsfuß bauernd auf

3 Proz . herunterginge , so würde dadurch das Ablöjungska-
pital nach meinem Vorschläge auf daö 33 hgfache steigen;
cs würde dann aber kein Mensch mehr eine Erbpacht einge-

hen können , weil er nach jenem Antrag höchstens nur aus
des 28fache Rechnung machen könnte.

Abg . Mölling : Ich muß mich für den Antrag
v . Thüncns  aussprechen ; überhaupt ist cs mir recht be¬

denklich , daß in das Erbpachtsvcrhältniß zu sehr eingegriffen

werde , und durch zu große Begünstigung des Verpflichteten
namentlich der Erbverpächtcr durch zu geringe Ablösung

mißtrauisch gegen Eibpachtsverleihungen gemacht werde.
Wenn man die Verhältnisse im Lande kennt , namentlich die

Verhältnisse der kleinen Leute , so ist die Erbpachtsverleihung

oft das einzige Mittel , dem kleinen Mann Grundbesitz zrr
verschaffen ; man wird dieß aber erschweren , wenn man den

Verpächter in Gefahr bringt , daß der , welcher ein Stück

Land bekommen hat , in ein oder zwei Jahren wiederkommt,
um von der Ablösung Gebrauch zu machen , und grade weil
dem Andrang nach Grundbesitz immer größer wird mit der
wachsenden Bevölkerung , weil der Eigcnthümer den Grund¬

besitz in seiner Hand hat , weil er sicher sich dagegen wahren
wird , den Grundbesitz aufzuhcben , muß auch den Nachtheilen

vorgebeugt werden , die dem Erbverpächtcr aus der Ablösung
drohen . Wenn ihm solche Nachtheile erwachsen , so glaube
ich, würde man einen Zweig des Verkehrs des Landes hem¬

men , das einer der unentbehrlichsten für den Staatshaushalt

ist . Deswegen muß ich dem Antrag des Abg . v . Th einen
beistimmen.

Abg . Lmdemann : Meine Herren , das Rcchtsverhält-

niß der Erbpächter und der Hcueeleute scheint mir hier im
Lande kein glückliches Resultat hervorgcbracht zu haben . Dem

Landwucher , der hierbei cingetrctcn zu sein scheint , muß auf
eine andere Weise abgeholfen werden ; den Wucher , wenn er wirk¬

lich besteht , werden wir nicht abschneiben dadurch , daß wir
den v . Thünenschen  Antrag annehmen . Es scheint mir

angemessen , daß der Ausschußantrag so angenommen werde,
wie er ist.

Abg . Mölling : Ich möchte gegen die Bemerkung des
Abg . Lin bemann,  daß der Wucherer Gelegenheit haben
wird , solche Eontracte zu schließen , die ihm den Vvrtheil brin¬

gen , den er nicht haben soll , erklären , daß hier grade umge¬

kehrt , der Landverleiher einigermaßen gegen Schaden gedeckt
werden soll , dadurch , daß ihm nicht die Gefahr einer Ablö¬

sung droht , die mit dem Werlhe des Landes , das er weg-
giebt , in keinem Verhältnisse steht . Diese Besorgniß rst durch
die Bemerkung des Abg . Lindemann  gar nicht gehoben;
es iss aber Aufgabe der Gesetzgebung , solchen Gefahren vor¬
zubeugen.

Abg . Strackerjan : Ich möchte mir in Bezug auf das,
was der Abg . Lindemann  gesagt hat , ein Wort erlauben.

Er wgt , cö hätte hier ein Lanbwuchec stactgefunden ; aller¬
dings ist das rn gewissem Grade der Fall gewesen ; wenn Sie

aber den Ausschußanlrag ohne Weiteres annchmen , so ist dem

Landwucher für dw Zukunft Thür und Thor geöffnet , und

zwar viel mehr , als bisher der Fall war . Wer gegen Erb¬

pacht ein Grundstuck auögiebt , wird sich immer sagen müssen r
beim Ablösen ehaltst du vielleicht nur das Ibfache der Grund¬

rente , dafür asio mußt du die Rente gleich so bestimmen,
baß dir demnächst der angemessene Ersatz für das Grundstück
werde und es würde die Grundheuer grade auf die Höhe ge¬
trieben und erhalten , welche jetzt als wuchcrlich erscheint.
Grade deshalb möchte ich meinen Antrag empfehlen.

Präsident : Wenn sich Niemand weiter zum Wort

meldet , so erkläre ich die Discussivn darüber für geschlossen
und gebe dem Herrn Berichterstatter das Wort.

Abg . AZibel I . : Man hat gegen den Ausschußbericht

gesagt , die Furcht vor der Schätzung werde zum Wucher



93

treiben in höherem Kanon , aber ich frage : Wenn auf das

16 fache herabgesetzt wird , haben wir zu den Schätzern nicht
das Vertrauen , daß sie das Rechte treffen ? Wenn das nicht

wäre , dann wäre Schätzung nicht mehr der richtige Weg zur

Schlichtung des Streits . Sie werden also das Rechte treffen;

sie werden es auf das 16fache herabsetzen , wo Wucher war;
wo keiner war , werden sie es aufs Löfache stellen . Ich

wüßte weiter keinen Grund zur Furcht , und wenn auch künf¬

tig nicht so viel Erbpachten abgeschlossen würden wie bisher

geschah zum Glück der Besitzlosen , da ist eS mir ein Trost,
daß cs in der Zukunft hoffentlich so licht und hell sein wird,

daß wir andere Anstalten finden , um dem Bedürfniß auf

andre Weise abzuhelfen . Der Weg liegt klar vor unfern Au¬

gen im Protocoll des constituircnden Landtags und dem An¬

träge auf Einrichtung einer Behörde für Kolonisation . Was

ferner die Bemerkung betrifft gegen das Wort „ bereits " , so

ist es mir nicht zweifelhaft , daß der Ausschuß es so verstan¬
den hat , es würde auf den Augenblick der Ablösung bezo¬

gen werden.
Präsident : Der S tr ack erja  n sch e Antrag lautet:

„Bei Ablösung solcher Grundlasten , welche unter die

Bestimmungen dieses Gesetzes fallen und erst nach

Erlassung desselben begründet weiden , wird das Capi¬

tal nach dem zur Zeit der Ablösung landüblichen

Zinsfüße in der Weise bestimmt , daß die landüblichen
Zinsen des Ablösungscapitals dem Gcldwerthe des

jährlichen Reinertrages der Berechtigung gleich kommen ."
Der v . Thünensehe  Antrag lautet:

„Künftig kann in keinem Erbpachtscontract gültig eine

höhere Ablösung bestimmt werden als der L6 fache Be¬

trag der Erbpacht ."
Demnach würde ich nun bitten , daß die Herren , welche

wollen , daß sä 1. des Antrags des Ausschusses statt des

Wortes : „ bereits " in tz. 2 . des Art . 13 . gesetzt werde : „ vor

Erlassung des Staalsgrunbgesetzes " , sich erheben möchten.

Der Antrag ist angenommen . Die , welche nach dem Anträge

des Abg . v . Thünen  wollen , daß hinzugesetzt werde:

„Künftig kann in keinem Erbpachtscontract gültig eine
höhere Ablösung bestimmt werden als der La; fache Be¬

trag der Erbpacht ."
bitte ich aufzustehen . Der Antrag ist abgelehnt.

Der Ausschußantrag lautet , den Zusatz zu machen:

„Bei später geschloffenen Verträgen ist dies nicht der

Fall , sondern es tritt die Vorschrift des Adlösungsge-

sctzcs ein ."

Die , welche für diesen Zusatz sind , bitte ich aufzustehen.

Der Antrag ist angenommen.
Die , welche den Antrag des Abg . Strackerjan,  da¬

hin gehend:
„Bei Ablösung solcher Grundlasten , welche unter die

Bestimmungen dieses Gesetzes fallen und erst nach Er¬

lassung desselben begründet werden , wird das Capital

nach dem zur Zeit der Ablösung landüblichen Zins¬

füße in der Weise bestimmt , daß die landüblichen Zin¬

sen des AblösungScapitals dem Gcldwerthe des jähr¬

lichen Reinertrages der Berechtigung gleich kommen ."

annehmen wollen , bitte ich aufzustehen . Der Antrag ist an¬
genommen.

Diejenigen , welche tz. 2 . mit den vcrgenommencn Abän¬

derungen annehmen wollen , bitte ich aufzustehen . Er ist

angenommen.
tz. 3 . lautet:
„Die Rente in welche das ermittelte oder festgesetzte

Ablösungskapital vertragsmäßig verwandelt ist , muß mit

dem Betrage jenes Capitals abgelöset werden , insofern der

Betrag andere Bestimmungen nicht enthält ."
Dazu ist vom Ausschuß nichts bemerkt worden ; daher

bitte ich die Herren , welche diesen tz. 3 . annehmen wollen,

aufzustehen ! — Er ist angenommen . —
Wir kommen jetzt zum 2 . Abschnitt.
Art . 14 . lautet:

„Der Reinertrag und der Geldwerth der einzelnen Berech¬

tigungen werden , so weit das gegenwärtige Gesetz abweichende

Vorschriften nicht enthält , nach den Bestimmungen des zwei¬

ten Abschnittes des Entschädigungsgesetzes vom
1819 ermittelt ."

Dieser Artikel ist vom Ausschuß pur zur Annahme

empfohlen , und ich bitte die Herren , welche ihn annehmen

wollen , aufzustehen . — Er ist angenommen . —
Artikel 15 . lautet:

„Die festen Geldabgaben , so wie die festen Raturalgaben

(Art . 29 . des Entschädigungs - Gesetzes ) werden bis zum Zah¬
lungstermine des Entschädigungs - Capitals nach dem Verhält¬

nisse der seit dem letzten Verfalltage der Abgaben abgclaufenen

Zeit außer jenem Capitale entrichtet ."
Auch dieser Artikel ist zur Annahme empfohlen ; und

bitte ich die Herren , welche ihn annchmen wollen , aufzuste¬
hen . — Der Art ktt ist angenommen . —

Artikel 16 . lautet:

„tz. 1 . Bei den Ablösungen , welche vor dem Ablaufe

des Jahres 1851 beantragt werden , sollen

1) im ganzen Herzogthum Oldenburg für die in der

Anlage rl . des Enttchätigungs - Gesetzes unter Ziffer
I. angegebenen Getreidearten,

2 ) in den Kreisen Vechta und Cloppenburg , so wie
dem vormals hannoverschen Theile des Amtes

Wildeshausen für die unter Ziffer 1, ungezogene
Anlage unter Ziffer II. angegebenen Naturalien,

die in dieser Anlage besiimmten Preise bei der Ausmittelung

der Entschädigung zum Grunde gelegt werden.

tz. 2 . Im Herzogthum Oldenburg , mit Ausschluß der

im tz. 1. Ziffer 2 . angegebenen Landestheile , soll der Geld¬
werth d er Naturalien , welche nicht zu den im tz. 1 . Ziffer 1.

gedachten Getreidearten gehören , so wie im Fürstcnthum Lü¬

beck der Geldwerth aller  Na ' uralirn , nach dem Durchschnitte

der Preise der letzten 24- Jahre , vom Jahre 1819 einschließ¬

lich zurückgerechnet , nach Abzug der beiden theuersten und

der beiden wohlfeilsten Jahre , wenn es aber an genügenden



Nachrichten für die Preise in den letzten 24 Jahren fehlt,
durch Schätzung ermittelt werden . Diese Ermittelung fall
durch Preisermittelungs - Commissionen — eine für das Her¬
zogthum Oldenburg , und eine für das Fürstenthum Lübeck
— vvrgenommen werden , deren Bildung und Verfahren in
der Anlage des gegenwärtigen Gesetzes vorgeschriebe » sind.
Die durch diese Commissionen ermittelten Preise sollen bei
den Ablösungen , welche vor dem Ablaufe des Jahres 1854
beantragt werden , bei der Ausmittelung der Entschädigung
zum Grunde gelegt werden.

tz. 3 . Vor dem Ablaufe des Jahres 1854 soll ein Ge¬
setz die Ausmittelung des Geldwerthes aller Naturalien für
die Zukunft bestimmen . "

Abg . Wibel I . : Der Ausschuß hat zu berichten : Es
wird beantragt in § . 2 . anstatt:

»nach dem Durchschnitte der Preise der letzten 2t
Jahre"

zu setzen:
„nach dem Durchschnitte der letzten 30 Jahre ."

Die größere Ausdehnung der Berechnung um 6 Jahre
kann die Ermittelung nicht crbeblich erschweren ; es scheint
aber unbillig , nur bis 1825 zurückzugchen , da gerade von
1819 — 1825 bedeutende Preisveränderungen stattgefunden haben.

Präsident : Wenn Niemand sich zum Wort meldet,
so erkläre ich die Diskussion über Art . iS . für geschlossen.

Ich bitte die Herren , welche dem Anträge des Ausschus¬
ses nach wollen , daß es heiße , statt „ nach dem Durchschnitte
der Preise der letzten 24 Jahre " , „ nach dem Durchschnitte
der letzten 30 Jahre " ,
aufzustehen . — Angenommen.

Die Herren , welche nun den Art . 16 . im klebrigen an¬
nehmen wollen , bitte ich sich zu erheben . — Der Artikel ist
angenommen.

In der Voraussetzung , daß der Landtag jetzt zunächst die
Bestimmungen der Anlage ä .. des Entwurfs beralhen wolle,
und da hierzu heute die Zeit zu kurz werden möchte , breche
ich die Verhandlung für heute ab.

Nach der vor 8 Tagen getroffenen Bestimmung wird noch
die neue Werloosung in die Abtheilungen erfolgen müssen.
Wir schreiten daher zu derselben.

Die Verloosung hat folgendes Ergebniß . Es gehören zur
I . Abtheilung die Abg . Crone , Lind eman  n , Mor  ell,

Müller , Sprenger , Syasscn , Wibel  II . , Millers;
zur H . Abthcilung die Abg . Bödecker , Bothe , Bull in g,

Lübb en , Mölling,P an cr atz , Tappen deck , Völckers;
zur III . Abtheilung die Abg . B argma n n , B a rnsted t,

Drost , Kitz , Luerßen , Strackerjan , v. Thüncn,
Wibel  I . ;

zur IV . Abtheilung die Abg . Böckel , Fernedin g, Hel-
merS , Janssen , Nieberding  II . , P üschelberger,
Reines , Rüder;

zurV . Abtheilung die Abg . Claußen , Dannenberg,
v . Finckh , Hülsemann , v . Lindern , Nieberding I .,
Rösener , Strodthoff , Zurborg.

Die nächste Sitzung ist morgen Vormittags 10 Uhr.
Tagesordnung : Fortsetzung der Berathung über das Ablö¬
sungsgesetz . Die Sitzung ist geschlossen.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

